
e III.
Mittwoch

den 21. Juni.

Werſeburger Kreis Blatt.
(Tageblatt.)

1882.

Fünfundfunfzigſter

Jahrgang.

Vierteljährlicher Abonnementspreis in der Expedition und den Ausgabeſtellen 1,20 Mark, mit Zubringerlohn 1,40 Mark durch die Poſt bezogen 1,50 Mark,
durch die Stadt und Landbriefträger 1,90 Mark. Ausgabe täglich (mit Ausnahme der Sonn und Feſttage) Nachmittags 3 Uhr für den folgenden Tag

Jnſeraten Annahme bis 9 Uhr Vormittags. Größere Jnſerate Tags zuvor.

Amtliche Bekanntmachung.
Jch mache hierdurch bekannt, daß der Handarbeiter Karl Erbe aus Meuſchau unterm 14. d. M. als Fleiſchbeſchauer anerkannt und

von mir verpflichtet worden iſt.
Merſeburg, den 14. Juni 1882.

Der Königliche Landrath.
J. V. Der KreisDeputirte Vogt.

—m=——=D

Fürſt Bismarcks Mahnwort.
Wenn Fürſt Bismarck im Reichstage ſpricht,

dann gilt das für ein Ereigniß erſten Ranges.
Die Abgeordneten ſind vollzählig auf ihrem Platze,
das Publikum drängt ſich in Maſſen auf die
Zuhörertribünen, dicht gedrängt ſtehen die Leute
in athemloſer Stille, um ſeinen Worten zu lauſchen.
Am nächſten Tage will Jeder, der ſich ſonſt nie
um Parlamentsberichte kümmert, ſeine Rede leſen:
jeder wird zum Politiker und fühlt an ſich die
gewaltige Macht, die das Anſehen des Kanzlers
ausübt.

Wir finden dieſe Anziehungskraft und Wirk-
ung einer Bismarckſchen Rede nur zu natürlich.
Aber um ſo ſchmerzlicher muß man es empfinden,
wenn die alte Gleichgültigkeit, nachdem die Neu-
gierde oder das augenblickliche Jntereſſe befriedigt
worden, wieder Platz greift, und wenn die Par-
teien, nachdem ſie aus dem großen Ereigniß
neuen Stoff zur Befriedigung ihrer Jntereſſen
gewonnen, nun wieder den Kanzler „als Mann
auf einſamer Höhe“, der „losgelöſt vom Volke“
iſt und „ſeinen Willen demjenigen der Nation“
entgegenſtellt, behandeln.

Es iſt mit der deutſchen Nation weit ge-
kommen, daß ſie ihren Kanzler nur als eine Art
„Weltwunder“ betrachtet und daß die Parteien
in ihm das beſte Angriffsobject erblicken. Wahr-
lich, man erlebt es wieder ein Prophet gilt nichts
in ſeinem Vaterlande. Auch die deutſche Nation
kennt in vielen ihrer Glieder keine Dankbarkeit.

Es wäre unſerem Volke gut, wenn es ein-
mal wirklich in den Spiegel hineinſchauen wollte,
den ihm der Kanzler vorgehalten. Fürſt Bis-
marck hat mit ſeiner Rede keine Partei anhe-
griffen, er war weit davon entfernt, ſeinen ſchon
zum Sprichwort gewordenen „Willen“ dem Volke
aufzudrängen, er hat nur Zeugniß abgelegt
vor der Mit und Nachwelt für das, was er
erſtrebt und was die Erreichung ſeiner Ziele
hindert, was Deutſchland auf Abwege zu führen
droht! Und dieſes Zeugniß, dächten wir, müßte
für jeden guten Deutſchen einen beſonderen
Werth haben.

Fürſt Bismarck legte die Ziele ſeiner Steuer-
reformpolitik, die ſo häufig von ſeinen Gegnern
verdunkelt werden, noch einmal klar dar: Auf-
hebung der drückenden Laſt der Klaſſenſteuer mit

ihren Millionen Executionen, Entlaſtung der
Gemeinden, Aufhebung des Schulgeldes. Das
Tabakmonopol hat zur Erreichung dieſer Ziele
dienen ſollen, es war nur das Mittel, keineswegs
der Zweck.

Alle Parteien mit Ausnahme der Fort-
ſchrittspartei wiſſen es dem Kanzler Dank,
daß er die Wirthſchafts- und Steuerreform auf
ſeine Fahne geſchrieben man erkennt die Richtig-
keit und Nothwendigkeit einer Steuerreform ebenſo
wie die der Zollreform an, und doch hat die
Mehrzahl der Parteien noch nichts zur Ver-

der erſteren gethan. Man tadelt
des Kanzlers Methode, man tadelt dieſes von
ihm zur Befriedigung der Reformbedürfniſſe
vorgeſchlagene Mittel und jenen von ihm
empfohlenen Weg. Kurz er kommt nicht weiter,
weil ſich die Oppoſition immer an Einzel-
heiten hängt.

Und hieran iſt nach dem Zeugniß des
Fürſten Bismarck weſentlich das Fraktionsun-
weſen Schuld. Jn der That ſind es meiſt
Fraktions und Parteiintereſſen, die ſich hinter
dem volltönenden Namen des „Willens der Nation“

Anna BPoleyn.
Hiſtoriſche Novelle von R. Hofmann.

(Fortſetzung.)
Dieſe Drohung Heinrichs verfehlte indeſſen

auf Anna Boleyn vollſtändig ihre Wirkung, denn
ſie fühlte ſich nicht im Geringſten dadurch ein
geſchüchtert, im Gegentheil machte ſie ihre ſitt
liche Entrüſtung ſtark und mit hochaufgerichteten
Haupte und dem König feſt in's Antlitz ſchauend,
entgegnete ſie in feierlichem Tone:

„Ew. Majeſtät, der Gebieter über Kriegs-
heere und Leibtruppen und der unumſchränkte
Herr von England, können die arme Anna Bo-
leyn wohl vom Hofe verſtoßen oder können Sie
einkerkern, ja martern und tödten laſſen, aber
niemals wird Anna Boleyn darein willigen, in
ein ſträfliches Verhältniß zu Ew. Majeſtät zu
treten.“

Dieſe muthvollen Worte des Hoffräuleins
machten einen ſichtlichen Eindruck auf König
Heinrich, es wurde ihm mehr und mehr klar,
daß er ſich in dem Character Anna Boleyn's
vollſtändig geirrt hatte und da ſein Herz von
heißer Liebe für Anna erfüllt war, verſchmähte
er jede fernere Drohung und ſchritt erregt in
dem Zimmer auf und ab, das Hoffräulein bangend
und erwartungsvoll vor ſich ſtehen laſſend.

So ſchön, ſo liebreizend und ſo groß und
erhaben wie Anna Boleyn war Heinrich noch
kein weibliches Weſen begegnet und er, der ſelbſt
e König, der ſtets gewohnt war, ſeinen

illen in Thaten umzuwandeln, glaubte Anna
Boleyn, die ihm als die Krone aller Frauen

erſchien, um jeden Preis beſitzen zu müſſen, doch
fand er lange keinen Weg zu dieſem Ziele und
immer lief er noch unruhig auf und ab.

Endlich hatte Heinrichs Geiſt einen toll-
kühnen Plan gefaßt und plötzlich vor Anna Bo-
leyn auf ein Knie ſinkend und leidenſchaftlich ihre
Hände erfaſſend, rief der König in leidenſchaft-
lichem Tone:

„Jch muß Dich beſitzen, theuerſte Anna, mag
es koſten, was es wolle und mögen Jahre ver-
gehen, ehe Du mein eigen wirſt.“

Anna, die den Ausbruch der heftigſten
Leidenſchaftlichkeit des Königs fürchtete, wollte
ſich mit Gewalt aus ſeinen Händen befreien, aber
Heinrich hielt ſie feſt und fuhr in plötzlich ver
ändertem Tone ruhig und nachdrucksvoll fort:

„Liebes Kind fürchte Dich nicht vor mir,
ſchenke mir Dein Vertrauen und ſchwöre mir,
meine Gemahlin, die Königin von England zu
werden, ſobald kein geſetzliches Hinderniß dagegen
mehr vorhanden iſt.“

Anna Boleyn war von dieſer Eröffnung zu
Tode erſchrocken.

Jch Königin von Eng
Gemahlin bebten ihre

Wie kann ein

„Aber, liebes Kind, ſorge und bange doch
nicht um Dinge, die König Heinrichs, Deines

Deines Verehrers, Deines Beſchützers
Sorge ſein müſſen. Schon morgen ſoll die

ehrenwerthe Familie, die ſo glücklich war, Anna
Boleyn zur Tochter zu beſitzen, in den Adels
ſtand erhoben werden und Du und die Deinen
ſollen ſich mit meinen edelſten Lords meſſen
dürfen und wer will es dann dem Könige von
England wehren, das ſchönſte Edelfräulein, Anna
Boleyn, zu ſeiner Gemahlin zu machen

„Aber, die Königin, Ew. Majeſtät Gemahlin
warf Anna mit bebenden Lippen ein.

Heinrich wußte, was in dieſen wenigen
Worten für ein Einwand lag und ſchwieg ver
blüfft einige Sekunden, doch dann entgegnete er
ſtürmiſch:

„Meine Ehe iſt ungerecht und unnatürlich
zugleich abgeſchloſſen worden, es werden ſich ge
ſetzliche Mittel finden laſſen, ſie aufzuheben. Es
iſt dies Alles meine Sorge, theuerſte Anna.“

„Aber nur nichts Böſes, nicht Schlimmes
vollbringen, Majeſtät. Lieber will ich ſterben,

jals durch eine böſe That
„Thörin, Thörin!“ rief der König, „ängſtige

Dich nicht und fürchte nichts, denn meine Ehe
mit Katharina iſt wider die Geſetze unſerer
heiligen Kirche abgeſchloſſen, wonach Niemand
die Wittwe ſeines Bruders heirathen darf, für
mich, den König, der über das Recht Gottes
und der Menſchen im Staate zu wachen hat,
wahrhaftig Grund genug, um die Ungültigkeit
meiner Ehe bei ſeiner Heiligkeit dem Papſte zu
beantragen. Auch wird der Königin Katharina
und ihrer Tochter Maria dabei nicht das geringſte
Leid zugefügt werden.“dugefäg (Fortſetzung folgt.)



verbergen, welche ein erſprießliches Schaffen im
Parlament bei dem Gegenſatz dieſer Jntereſſen
verhindern. So lange die Fractionen nicht ihre
Intereſſen denjenigen ihrer Auftraggeber rück-

unterordnen, ſo lange werden die wahren
edürfniſſe des Volkes nicht diejenige Berück-

ſichtigung finden, welche ſie erfordern.
Fürſt Bismarck deutete auf die Gefahren,

welche mit dieſer Fraktionskrankheit verbunden
ſind. Sie verfinſtert den nationalen Gedanken
und macht das Parlament lediglich zum Schau
platz von Streitigkeiten welche dem Anſehen,
Deutſchlands im Auslande leicht einen Stoß
geben können. Seid ei nig! war die Mahnung
welche er den Parteien an's Herz legte.

Wer wollte dieſer Mahnung nicht freudig
und dankbar zuſtimmen! Und dieſer Hinweis
auf den nationalen Gedanken fand charakter-
iſtiſch genug bei der Fortſchrittspartei
Widerſpruch, indem ſie ihn mit Ziſchen beant-
wortete.

Wir kennen die Uebel, an denen unſer poli-
tiſches Leben krankt, wir kennen die Eefahren,
die damit verbunden. Möge dieſe Kenntniß
auch zur Erkenntniß werden und zur Einſicht
deſſen führen, was uns Noth thut. Möge
nicht nur im Parlament, ſondern auch
im Volke der nationale Gedanke wieder
neue Kraft erhalten und verhindern,
daß das mittelmäßige und oberfläch-
liche Treiben derer fortwuchert, welche
ſich als die wahren Rathgeber der Na-
tion ausgeben und dem Volke ſchmei-
cheln. Jhr ſeid gewarnt, lernet!

Telegraphiſche Nachrichten.
Berklin, 19. Juni. Wie die Neue Preu-

ßiſche Zeitung ſchreibt, hat der Finanzminiſter
Bitter ſeine Entlaſſung eingereicht
und auch ſchon der geſtrigen Sitzung des Staats
miniſteriums nicht mehr beigewohnt.

Von Seiten der Weſtmächte iſt den
übrigen Mächten der Vorſchlag gemacht worden,
die Konferenz am 22. d. M. in Konſtan-
tinopel behufs Verhandlung über die egyp-
tiſche Frage zuſammentreten zu laſſen.
Dieſer Vorſchlag iſt von der deutſchen Regierung
angenommen worden und die hier eingegangenen
telegraphiſchen Nachrichten laſſen als ſicher vor
ausſehen, daß die Annahme auch durch die
Kabinete von Rom, Wien und St. Petersburg
ſtattfinden wird. Die Konferenz wird demnächſt
nach Maßgabe ihrer Reſultate mit der Pforte
in Verhandlung treten. Jn Egypten haben der
Khedive, Derwiſch Paſcha und Arabi Paſcha
den europäiſchen Vertretern gegenüber erklärt,
die Garantie für die Erhaltung der Ordnung
zu übernehmen.

Ems, 19. Juni. Se. Majeſtät der Kaiſer
ſtattete geſtern der Prinzeſſin Eugenie von
Oldenburg einen Beſuch ab. Heute begann Se.
Majeſtät die Trinkkur und machte ſpäter eine
Promenade.

Kiel, 19. Juni. Jhre Königl. Hoheit die
Erbprinzeſſin von Weiningen, welche auf der
Durchreiſe nach Stockholm hier eingetroffen war
und geſtern bei Sr. Königl. Hoheit dem Prinzen
Heinrich verweilte, begab ſich Nachts nach Kor-
ſoer, um von dort über Kopenhagen nach Stock-
holm zum Beſuche der Kronprinzeſſin von
Schweden weiter zu reiſen.

Baris, 19. Juni. Jn Bezug auf die
Konferenz in Konſtantinopel, deren Annahme
ſeitens aller Mächte nunmehr als geſichert gilt,
wird in hieſigen politiſchen Kreiſen hervorgehoben,
daß die Wahl Konſtantinopels zum Konferenz-
ort im Einvernehmen mit der türkiſchen Regier-
ung beſchloſſen worden ſei, um die Verhandlungen
mit der Pforte zu erleichtern und zu beſchleunigen.

Aus Stadt, Kreis und Provinz.
Merſeburg 21. Juni.

Der Königliche Landrath macht unterm
14. Juni bekannt, daß der Handarbeiter Karl
Erbe in Meuſchau als Fleiſchbeſchauer aner-
kannt und verpflichtet worden iſt.

Dem 51. Rechenſchaftsberichte der Lebens-
verſicherungs Geſellſchaft zu Leipzig für das
Jahr 1881, deſſen Bilanz ſich im Jnſeratentheile
unſerer heutigen Nummer abgedruckt findet, ent-
nehmen wir, daß die genannte Geſellſchaft auch
im vergangenen Jahre ihren Platz als eine der auf's Spiel geſetzt.

größten und beſten deutſchen Lebensverſicherungs-
anſtalten behauptet hat. Die Mitgliederzahl iſt
Ende 1881 auf 31390 Perſonen mit 171 Mill.
Mark Verſicherungsſumme geſtiegen. Das Ver-
mögen, durchweg unbedingt ſicher angelegt, belief
ſich aufüber 34 Millionen Mark; darunter befinden
ſich gegen 7 Millionen Mark angeſammelte
Ueberſchüſſe, welche innerhalb der nächſten 5
Jahre den Mitgliedern der bekanntlich auf reiner
Gegenſeitigkeit beruhenden Anſtalt unverkürzt als
Dividende zurückgewährt werden. Die letztere
beträgt im laufenden wie im vergangenen und
vorvergangenen Jahre 40 der ordentlichen
Jahresprämie. Während ihres 51 jährigen Be
ſtehens. hat die Geſellſchaft gegen 88 Millionen
Mark, hauptſächlich an Prämien und Zinſen,
vereinnahmt, dagegen über 31 Millionen Mark
für Sterbefälle und über 10 Millionen Mark
als Dividende an ihre Verſicherten gezahlt.

F Wie die Gerichte über die ſogenannten
„Schmugroſchen“ denken, welche Dienſtboten bei
den ihnen übertragenen Einkäufen vielfach für
ſich einzuheimſen pflegen, das hat zu ihrem
Schaden ein Berliner Dienſtmädchen erfahren
müſſen, das ſich jüngſt vor dem Schöffengericht
zu verantworten hatte. Die Angeklagte, welche
ihrer Herrſchaft drei Handtücher entfremdete,
beim Einkauf von Kolonial und Backwaaren
Beträge von 5, 10 bis 30 Pf. „Schmu“ ge-
macht und ſchließlich zwei Atteſte in ihrem
Dienſtbuche gefälſcht bezw. ſelbſt ausgeſtellt hatte,
wurde wegen Diebſtahls mit einem halben
Monat, wegen Unterſchlagung in 50 Fällen mit
2 Monaten, zuſammen mit drei Monaten
Gefängniß, und wegen der Urkundenfälſchung
mit 14 Tagen Haft beſtraft, welch letztere indeß
durch die Vorunterſuchung als verbüßt er-
achtet wurde.

F. Der Durchſchnitts-Marktpreis
der Ferken betrug in der Woche vom 11. bis
17. Juni pro Stück 10,50 bis 14,25 M.

Jm Laufe dieſes Monats wird das
Ober-Erſatzgeſchäft beginnen. Gegen die
Entſcheidungen der Ober-Erſatzcommiſſionen über
die körperliche Brauchbarkeit der Militärpflichtigen
findet eine Berufung nicht ſtatt (8 30 des
Reichs Militärgeſetzes.) Anträge auf Zurückſtell-
ung oder Befreiung vom Militärdienſte ſollen
zwar ſpäteſtens im Muſterungstermin bei den
Erſatzcommiſſionen geſtellt werden, jedoch können
dieſelben, wenn die Veranlaſſung zur Reclamation
erſt nach Beendigung des Muſterungsgeſchäfts
entſtanden iſt, noch im Aushebungstermin vor
den Ober Erſatzcommiſſionen angebracht werden.
Die Betheiligten ſind berechtigt, ihre Anträge
durch Vorlegung von amtlich beglaubigten
Urkunden und Stellung von Zeugen und Sach-
verſtändigen zu unterſtützen. Es empfiehlt ſich,
wie die Erfahrung gezeigt hat, hiervon bei
Reclamationen wegen körperlicher Fehler und
Gebrechen, die bei einer ärztlichen Unterſuchung
nicht ſofort erkennbar hervortreten, z. B. Rheu-
matismus, Schwerhörigkeit 2c., ſtets Gebrauch
zu machen. Leidet der Militairpflichtige an
Epilepſie, ſo müſſen drei glaubhafte Zeugen
geſtellt werden.

Für die Jntereſſen der Allgemeinen
Wittwen-Verpflegungsanſtalt wird eine
Bekanntmachung erlaſſen, der wir Folgendes
entnehmen: Wer der Anſtalt angehört, kann
bleiben oder austreten er kann auch, wenn er
bleibt, die bisherige Verſicherungsſumme herab-
ſetzen. Anträge der Art ſind nur für den 1.
April und 1. October jedes Jahres zuläſſig.
Ein halbes Jahr nach Einreichung der Anträge
muß der bisherige Beitrag noch fortgezahlt wer
den und eben ſo lange bleibt auch die Ver-
pflichtung der Anſtalt in Kraft. Vergütung für
Austritt oder Penſionsermäßigung wird nicht
gewährt.

Uermiſchtes.
Die großen AmerikaDampfer überhaſten

jetzt einer den andern in der ruchloſeſten Weiſe.
Jn dem Beſtreben, es der Concurrenzlinie in der
Kürze der Fahrt zuvorzuthun, um die belobigende
Note: „Die kürzeſte Fahrt über den Ocean
machte Dampfer X von der Y-Linie“, durch die
Zeitungen gehen zu ſeheu, wird Leben der Paſſa-
giere und Sicherheit der mitbeförderten Güter

Man leſe folgende Notiz

New Yorker Blätter: „Der am vergangenen
Sonnabend hier eingetroffene Dampfer „Alaska“
von der „Guion Linie“ hat die Fahrt von Queens-
town bis Sandy Hook in 7 Tagen 4 Stunden
und 10 Minuten zurückgelegt und damit die
ſchnellſte Reiſe zu verzeichnen, die noch bisher je
über den atlantiſchen Ocean nach hier in weſt
licher Richtung gemacht wurde. An vier von
den ſieben Tagen, welche die Reiſe in Anſpruch
nahm, war nebliges Wetter, und zwar war der
Nebel zeitweiſe ungemein dicht, doch ließ man das
Schiff mit voller Fahrgeſchwindigkeit laufen. Am
19. Mai, zu ſpäter Stunde, als ſich die „Alaska“
etwa noch 500 Meilen öſtlich von Sandy Hook
befand, collidirte dieſelbe, trotzdem die Nacht
ſternhell war, mit der Brigantine „Caſtalia“, von
Richmond, Me., nach Philadelphia beſtimmt, wobei
das letztere Schiff ſein Bugſpriet und Ausleger
verlor, während dem Dampfer etwa 20 Fuß von
der Reling auf der Steuerbordſeite weggeriſſen
wurden. Auch verſchiedenen Eisbergen von an-
ſehnlichen Dimenſionen iſt die „Alaska“ auf ihrer
Reiſe begegnet, und iſt die Vermeidung einer
Colliſſion mit einem ſolchen, die jedenfalls recht
bedenkliche Folgen gehabt haben würde, bei der
raſenden und von einem unverantwortlichen
Leichtſinn der Schiffsofficiere zeugenden Fahrt
des Dampfers geradezu als ein ganz beſonderer
Glücksumſtand zu bezeichnen. Erwähnenswerth
und viel bezeichnend iſt ferner die Ausſage, daß
einer der Mitreiſenden, welcher das Eiſen für
den Dampfer geliefert hat, den Heizern eine
Belohnung von 10 Pfund Sterling verſprochen
haben ſoll, wenn das Schiff die Reiſe in weniger
als ſieben Tagen zurücklege. Angeſichts ſolcher
Vorgänge ſcheint es doch geboten, daß dieſem
v des Wettdampfens ein wenig geſteuert
werde.“

Das zu criminalpolizeilichen Recherchen
benutzte Verbrecher-Album zählte im Jahre
1880: Mörder 25, im Jahre 1881 25;
Einbrecher 638 reſp. 828: Taſchendiebe: 291
reſp. 325; Ladendiebe: 143 reſp. 151; Schlaf-
ſtellendiebe: 191 reſp. 271; Bauernfänger: 173
reſp. 193; Paletotdiebe: 88 reſp. 96; Betrüger,
Fälſcher: 153 reſp. 193 Miscellen 298 reſp.
388; Proſtituirte 155 reſp. 213; von außerhalb
eingeſandt 52; in Summa 2135 reſp. 2715
Photographien.

Mit Hülfe dieſes Albums wurden im Jahre
1881 recognoscirt:

39 Einbrecher 9 Taſchendiebe; 3 Laden-
diebe; 54 andere Diebe reſp. Diebinnen; 20
Bauernfänger 34 Betrüger reſp. Schwindler;
8 Paletotdiebe; 6 Perſonen, welche ſich falſche
Namen beigelegt; 5 Frauenzimmer, welche geſtohlen
hatten, in Summa 178 Perſonen.

Von auswärtigen Behörden gingen 157
Requiſitionen mit Photographien ein, aus denen
in mehreren Fällen die Vorſtrafen und Perſo-
nalien der Betreffenden feſtgeſtellt wurden.

Das geſchädigte Publikum machte auch im
verfloſſenen Jahre durch Einſichtnahme in das
Verbrecher-Album den ausgedehnteſten Gebrauch,
ſo daß faſt täglich Perſonen erſchienen, denen
die Albums vorgelegt worden ſind.

Theater in Leipzig.
Mittwoch, den 21. Juni.

Neues Theater: Geſammt Aufführung von Richard
Wagners Tondramen. V. Die Meiſterſinger von
Nürnberg.

Carola-Theater: Guten Morgen Herr Fiſcher.
VaudevilleBurleske in 1 Akt von W. Friedrich. Muſik
von E. Stiegmann. Hector. Schwank in 1 Akt
von G. v. Moſer. Das Verſprechen hinterm
Heerd. Eine Scene aus den öſterreichiſchen Alpen mit
National Geſängen von Alexander Baumann.

Meteorologiſche Station
des Opt. mechan. Jnſtituts Merſeburg, Windberg 7.

19./53. Abds 7 U,20./6. Morg. 8 U.

Varomeier Min. 7577 750
Thermometer Celſius 13,5 15,3Rel. Feuchtigkeit 72,6 66,6Bewölkung 7 4Wind WNWV WStärke 3 2Der Dunfſtdruck erhöhte ſich von 4,58 auf 4,84.



Für jeden Deutſchen wichtig!
Die Nede des Fürſten Bismarck in der Reichstagsſitzung des 13. Juni 1882.,

Jch nehme das Wort noch vor dem Herrn
Referenten, um dem geſtern ausgeſprochenen Be
dürfniß, auf meine Aeußerungen zu antworten,
und die Antwort rechtzeitig in die Provinzen
expediren zu können, ſo viel an mir liegt, Rech-
nung zu tragen. Jch ſpreche deshalb ſo früh,
wie es mir möglich iſt, und bitte den Herrn
Referenten um Entſchuldigung wenn ich ihm
nach der gewöhnlichen Praxis vorgreife.

Das Tabaksmonopol iſt in unſerer amtlichen
Geſchäftsverhandlung, abgeſehen von früheren
gelegentlichen Erwähnungen zuerſt offiziell ein
geführt worden durch die Allerhöchſte Botſchaft
vom 17. November vorigen Jahres, doch nicht
als eine Jnſtitution, die wegen ihrer wohlthu-
enden Eigenſchaften an ſich zu erſtreben wäre,
ſondern als ein Mittel zur Erreichung anderer
Zwecke, zur Beſchaffung der Mittel, welche noth
wendig ſind um Steuererleichterungen einzu
führen. Der Text der Botſchaft ſagt darüber:

„Auch die weitere Durchführung der in den
letzten Jahren begonnenen Steuerreform weiſt
auf die Eröffnung ergiebiger Einnahmequellen
durch indirekte Reichsſteuern hin, um die Re-
gierungen in den Stand zu ſetzen, dafür
drückende direkte Landesſteuern abzuſchaffen
und die Gemeinden von Armen- und Schul
laſten, von Zuſchlägen zu Grund und Per-
ſonalſteuern und von anderen drückenden
direkten Abgaben zu entlaſten. Der ſicherſte
Weg hierzu liegt nach den in benachbarten
Ländern gemachten Erfahrungen in der Ein
führung des Tabaksmonopols, über welche Wir
die Entſcheidung der geſetzgebenden Körper des
Reichs herbeizuführen beabſichtigen.“

Darnach, meine Herren, hat alſo die Re-
gierung das Tabaksmonopol nicht an ſich vor-
geſchlagen, ſondern ihr Hauptvorſchlag geht auf
die Gewährung von Mitteln zur Beſtreitung
von Steuererleichterungen, und als nächſtliegendes
Mittel iſt dazu das Tabaksmonopol Jhrer Ent-
ſcheidung und der des Bundesraths unterbreitet.
Dieſer Geſichtspunkt iſt einigermaßen aus dem
Auge verloren und das Monopol als Selbſt-
ztweck hingeſtellt worden, welches um ſeiner ſelbſt
willen erſtrebt würde, ohne Rückſicht auf die-
jenigen anderen drückenderen Laſten, die durch
das Monopol aus der Welt geſchafft werden.
Wir ſind nie darüber in Zweifel geweſen, daß
das Monopol an ſich ein Uebel iſt, und daß es
ſich bei ſeiner Einführung wie bei jeder neuen
Steuer, ja ſelbſt wie bei jeder Reform, zunächſt
nur darum handelt, ob es nicht andere Uebel
giebt, im Vergleich mit denen das Monopol das
kleinere iſt. Wenn man dieſe Jnſtitution an ſich
betrachtet, ohne Rückſicht auf den Zweck, dem ſie
dienen ſoll, ſo ſtellt man ſie in ein unvortheil-
haftes, ich möchte ſagen ungerechtes Licht, was
ſie nicht ertragen kann. Für die Reformen,
welche die Regierung erſtrebt, iſt das Monopol
nur Mittel, nicht Zweck; aber die finanziellen
Reformen, welche den Zweck der Reichsregierung
und ich kann ſagen der verbündeten Re
gierungen bilden, ſind dadurch beſonders erſchwert,
daß die Verwendung der Beſchlußfaſſung der
Landtage unterliegt die Beſchaffung der Mittel
der Beſchlußnahme des Reichstages. Es entſteht
dadurch für die Gegner der Regierung eine Art
von Zwickmühle, hier im Reichstage, wenn eine
Bewilligung gefordert wird, zu ſagen wir können
nichts bewilligen, wovon die Verwendung nicht
nachgewieſen und ſichergeſtellt iſt und im
preußiſchen Landtage oder in anderen Landtagen
zu ſagen Wir können nicht über die Verwendung
von Mitteln verfügen, ſo lange die Mittel nicht
bewilligt ſind. Daß man ſo von Pontius zu
Pilatus geſchickt wird, und mit der Reform nicht
vorwärts kommt das liegt auf der Hand und
dieſe Schwierigkeit iſt von den Gegnern der
Regierung redlich ausgebeutet worden. Um ihr
zu entgehen, und den Widerſtand, auf den wir
bei der Durchführung der Reform ſtoßen, einiger-
maßen zu paralyſiren, iſt die Gemeinſchaftlich
keit der Kaiſerlichen und der Königlich preu-
ßiſchen Regierungsquelle benutzt worden, um
gleichzeitig in einer Saiſon eine Vorlage in dem
preußiſchen Landtage einem Landtage, der

(Wörtlich wieder gegeben.)
immerhin die Majorität der Reichsangehörigen,
27 Millionen, repräſentirt die Bedürfniß-
frage erörtern zu laſſen und in derſelben Seſ-
ſion nach Erörterung der Bedürfnißfrage, auf
welche gerechnet war den Reichstag um irgend
eine Bewilligung anzugehen. Dieſe Vorlage
mußte nothwendig eine konkrete Form haben,
wir konnten nur irgend eine reichen Ertrag
bietende indirekte Steuer wählen. Der primus
inter pares unter dieſen iſt uns immer er-
ſchienen: das Tabaksmonopol für das Reich, als
dasjenige, welches die zweckmäßigſte, wie die Bot-
ſchaft ſich ausdrückt, glaube ich, die wirkſamſte
Finanzquelle bildet. Wir waren in der pflicht-
gemäßen Nothwendigkeit, Jhnen zunächſt das
beſte unter den Mitteln, die wir kennen, vorzu-
legen und erſt nach deſſen Ablehnung können
wir zu minderwerthigen Surrogaten behufs Be-
ſchaffung neuer Einnahmequellen ſchreiten Wir
brauchen Jhre Ablehnung, um unſere Verant-
wortlichkeit für die Zukunft zu decken, damit
man uns nicht ſpäter, wenn das Monopol den-
noch vielleicht von einer anderen Regierung
ich meine einer anderen Reichsregierung ge-
bracht wird, ſagt die damalige Regierung unter
dem erſten Reichskanzler hat die Thorheit be-
gangen, dieſes Mittel nicht von Hauſe aus
vorzuſchlagen. Die Verantwortlichkeit, es nicht
vorgeſchlagen zu haben, wollen wir nicht auf
uns ruhen laſſen, die wollen wir auf die
Majorität dieſes Reichstages abſchieben, und dann
werden wir in Ruhe ſagen darum keine Feind-
ſchaft; aber wir brauchen Jhre Ablehnung, bevor
wir zu minder guten Vorlagen ſchreiten.

Bei der Klarſtellung des Bedürfniſſes hat
nun der Preußiſche Landtag ſeine Landesregier-
ung vollſtändig im Stich gelaſſen, er hat ſich
der Erörterung ſentzogen, er hat gewiſſermaßen
Strike gemacht, mit Rückſicht auf die Jahreszeit,
mit Rückſicht auf die Parallelſitzungen der ver-
ſchiedenen Landtage, kurz und gut, ſachlich iſt
kein Grund zu erſehen, warum dieſe Körperſchaft
eine für das preußiſche Land ſo tiefgreifende
ſo wichtige Frage, wie diejenige, ob unſer direc-
tes Steuerſyſtem der Reform bedürftig iſt oder
nicht, der Erörterung nicht hat unterziehen wollen,
ſondern in wenigen kurzen Sitzungen und mit
einer faſt ſtürmiſchen Forderung auf Schluß ſich
der weiteren Diskuſſion entzogen hat und die
Kaiſerliche Regierung dadurch in die ſchwierige
Situation gebracht hat, hier das Monopol an
ſich, ohne den vorgängigen Nachweis des Be-
dürfniſſes, auf den gerechnet war, zu vertreten.
Wenn ich hier anweſend geweſen wäre und wenn
ich überhaupt nach meinem Geſundheitszuſtande
im Stande geweſen wäre, die Geſchäfte, die ich
herbeiführe, zu vertreten, würde ich Sr. Majeſtät
die Auflöſung des Preußiſchen Landtages ge-
rathen haben, da wir die Feſtſtellung des Be-
dürfniſſes vor Allem brauchten. Es würde dar-
aus die Nothwendigkeit hervorgehen, den Landtag
Anfang Auguſt wieder zu berufen, und wir
würden dann der heutigen Verhandlung noch
überhoben geweſen ſein, indem die Forderung
des Monopols, ohne Anerkennung der
Bedürfnißfrage, keinen Sinn und keine
Bedeutung hat. (Hört! hört! Sehr wahr! links.)

Jſt kein Bedürfniß vorhanden, ſo brauchen
wir keine neuen Steuern.

Es handelt ſich alſo zunächſt um die Frage,
ob ein Bedürfniß vorhanden iſt. Wird die be-
jaht, ſo werden wir weitere Anträge zu ſtellen
haben wird ſie verneint, ſo iſt ja Alles in dieſer
beſten der Welten ganz vortrefflich, wir brauchen
uns nicht weiter zu bemühen, und ich bin der
für mich ſehr unbequemen weiteren Siſyphus-
arbeit gegenüber dem paſſiven Widerſtand oder
der dilatoriſchen Behandlung durch die Fraktio-
nen überhoben, was ja für meine Jahre und
meinen Geſundheitszuſtand mit Dank anzunehmen
iſt. Aber ich bin durch die Verſagung der Klar-
legung von Seiten des preußiſchen Landtages
leider in der Nothwendigkeit, Jhnen die Motive,
die den König von Preußen nöthigen, im Jnter-
eſſe ſeiner nothleidenden Unterthanen vom Reich
die Eröffnung der Steuerquelle, die er ſeiner

Zeit an das Reich abgetreten hat, zu verlangen,
zu fordern, zu erbitten ich bin in der Noth
wendigkeit, die Motive dafür kurz auseinander-
zuſetzen. Dieſelben liegen erſtens in dem Vor
handenſein einer Steuer in Preußen, welche ich
als den Reſt früherer Zeiten, des Feudalſtaates,
bezeichne, der Klaſſenſteuer, des Kopfgeldes, der
Beſteuerung der Perſon, des Lebens, des Ath
mens, der Beſteuerung der Exiſtenz ohne Rück
ſicht auf irgend ein Objekt, an welches die
Leiſtungskraft ſich heftet, und ohne eine beſtimmte
Einnahme, welche mit der Steuer verbunden iſt.
Eine ähnliche ich kann wohl ſagen barbariſche

Einrichtung in ſteuerpolitiſcher Beziehung
exiſtirt außer in Preußen und einigen ihm an-
liegenden norddeutſchen Staaten meines Wiſſens
nur noch in Rußland in Geſtalt des Kopfgeldes
und in der Türkei; aber auch dort nur für die
unterworfenen Völkerſchaften dafür, daß ſie über-
haupt noch am Leben gelaſſen ſind. Jn Ruß-
land ſcheint man doch durch die Thatſache, daß
die civiliſirten Nationen in dem Fortſchritt der
Civiliſation dieſen Reſt verſchollener Zeiten von
ſich längſt abgeſtreift haben, jetzt auch zu der
Ueberzeugung gekommen zu ſein. Sie werden
mit mir die telegraphiſche Nachricht geleſen haben,
daß die ruſſiſche Regierung den Kaiſerl. Befehl
erlaſſen hat, betreffend die Aufhebung der Kopf
ſteuer. Und doch war ſie in Rußland lange
nicht ſo drückend wie bei uns, allerdings zu
einem hohen Satze, aber durch Vermittlung der
Gemeinden die Gemeinden waren die Steuer-
zahler, die Gemeinden hatten ihrerſeits die Ueber-
vortheilung und waren in der Lage, ſchonend zu
handeln und die Steuerexecutionen zu vermeiden.
Die Klaſſenſteuer, an der wir allein unter den
eiviliſirten Nationen hiernach noch feſthalten,
trägt meines Erachtens in ſich die Unmöglichkeit
für die Steuerbehörde, eine gleichmäßige gerechte
Vertheilung der Steuer zu bewirken. Sie haben
heut zu Tage doch noch ca. 5 Millionen be
ſteuerte Poſitionen in Preußen und können
in dieſen Maſſen, in den unteren wirthſchaftlichen
Stufen ganz unmöglich die Verhältniſſe des ein-
zelnen Haushaltes, des einzelnen Mannes, ſeine
Erwerbsverhältniſſe richtig beurtheilen, ſeine Ge-
ſundheitsverhältniſſe, Familienverhältniſſe, die
lokalen Ausgaben, zu denen er wegen ſeiner be-
ſonderen Stellung genöthigt iſt, das alles ent-
zieht ſich dem Urtheil der Behörde, letztere hat
nur Kriterien, die nach allgemeiner Schablone
auf Jeden angewendet werden, die aber nicht
immer paſſen und ſehr häufig drücken. Eine
gerechte gleichmäßige Vertheilung der Steuern,
ſowie die indirekten Steuern ſich von ſelbſt ver-
theilen, wenn ſie eine Zeit lang beſtanden haben,
und ſich waſſergleich in das richtige Niveau
ſetzen, iſt bei der Kopfſteuer gar nicht möglich,
kein Steuerrath kann die Verhältniſſe der Rekla-
manten mit Richtigkeit beurtheilen, ſchon das
ſpricht dagegen.

Ein noch viel ſtärkerer Grund aber dagegen
iſt die Nothwendigkeit der Exekution der Steuer,
wenn ſie nicht bezahlt wird, die Nothwendigkeit,
die Thatſache, daß mitunter für einen rückſtän-
digen Betrag von 50 Pf. Mobiliarwerthe
von 20--30 Mk. abgepfändet werden, und daß
der Steuerpflichtige bei der Unmöglichkeit, dieſe
abgepfändeten Sachen im Wege der Exekution
zu dem vollen Werthe zu verkaufen, den ſi für
ihn haben, um den Staat, den reichen Staat,
den Fiskus um 50 Pf. zu bereichern, ſeinerſeits
um 15 oder 20 Mk. geſchädigt, in ſeiner bürger-
lichen Exiſtenz für eine Zeit lang erſchüttert
wird. Jch weiß nicht, ob die Anzahl der Exe-
kutionen dieſer Art, die die Klaſſenſteuer mit ſich
führt, öffentlich hinreichend bekannt iſt. Sie
könnte es ſein, denn die Durchſchnittsrechnungen
davon ſind in den Motiven zum Verwendungs-
geſetz, welches der preußiſche Landtag zu berathen
keine Zeit hatte, den Abgeordneten in 500 Exem
plaren gedruckt zu Händen gegeben, ſind aber
dort todt geſchwiegen. Jn der damaligen Ver-
handlung und in der jetzigen über das Monopol
habe ich auch keine Silbe gehört über die Uebel,
über die Leiden, die durch das mindere Uebel
des Monopols geheilt werden ſollen.



Jch erlaube mir deshalb, da es in Preußen
im Landtage todtgeſchwiegen worden iſt, Jhnen
aus der gedruckten Begründung des Verwendungs
geſetzes nachſtehende Ziffern mitzutheilen. Jn
dem d 1879/80 ich weiß nicht, warum
vom 1. October zum 1. October datirt ſind
zur Klaſſenſteuer veranlagt geweſen Einzelſteuern
und Haushaltungen in Preußen 5,087,470, da
von beträgt die Anzahl der wegen Klaſſenſteuer-
rückſtände vollzogenen Pfändungen 438,973
r hört! rechts) und zwar in der unterſten

tufe der Arbeiter, die weiter nichts wie ihrer
Hände Arbeit haben, von der ſie leben, 254 166,
(Hört! hört! rechts), in der zweitunterſten Stufe
102,584, in der dritten noch immer 28,516.
Die vierte bis zwölfte ſind nicht geſondert an
geführt, aber auch in ihnen, alſo in den vergleich-
ungsweiſe wohlhabenden Klaſſen, haben noch
immer 53,707 Pfändungen ſtattgefunden, die
wirklich voll zogen werden konnten und einen
Ertrag lieferten. Jch mache darauf aufmerkſam,
daß eine ſolche Pfändung um ſo empfindlicher
wirkt, auf eine je höhere Stufe der Steuer ſie
Anwendung findet. Die Treppenſtufen der wirth-
ſchaftlichen Leiter, welche der Betreffende damit
heruntergeworfen wird, ſind gerade ſo zahlreich,
wie ſeine Klaſſenſteuerſtufe angiebt.

Dann beträgt ferner die Zahl der frucht-
los verſuchten Pfändungen außerdem 565,766
in der preußiſchen Monarchie (Hört! hört! rechts),
davon in der unterſten arbeitenden Klaſſe 386,017,
in der zweiten 135,635, in der dritten 22,774,
in den acht oberſten immer noch 21,340 alſo
ein Zeichen, wie unvollkommen die Möglichkeit
der Veranlagung dieſer Steuer iſt, daß in der
vierten bis zwölften Klaſſe noch 21,000 Poſitio-
nen inexigibel ſein können. Es beträgt alſo
die Summe der Spalten 3 und A, d. h. die Ge
ſammtheit der wegen Klaſſenſteuer vollzogenen
und verſuchten Pfändungen für ein Jahr 1,004,739.
Aehnliche Reſultate liefert ein dreijähriger Durch
ſchnitt, den ich dem ſtatiſtiſchen Amte verdanke,
der die Budgetjahre von 1878 bis 1881 in
deren Mitte bekanntlich ein Wechſel des Termins
ſtattgefunden hat umfaßt. Für dieſen Zeit-
raum beträgt die Geſammtzahl der Auspfänd
ungen im preußiſchen Staat 3,304,065 ich
will Sie verſchonen mit der Aufzählung der ein-
zelnen Jahre, Jhnen nur das Geſammtreſultat
geben wobei die vollzogenen Pfändungen
1,617,831 betragen, die fruchtlos verſuch-
ten Pfändungen daneben 1,686,234. Es kommt
danach in beiden Poſitionen zuſammen auf dieſe
3 Jahre 3,300,000, durchſchnittlich auf jedes
Jahr 1,100,000 Pfändungen. Die Anzahl hat
im erſten Semeſter des Jahres 1881/82 in Folge
der Beſſerung der Zuſtände, vielleicht auch in
Folge der eingeführten Klaſtenſteuernachläſſe, eine
Reduction erfahren. Obſchon mir das ganze
Jahr nicht vorliegt, ſo läßt ſich doch glauben,
daß in dieſem Jahre in Folge der gebeſſerten
Zuſtände und der Steuernachläſſe die Pfändun-

en die 600,000 nicht vollſtändig erreichen werden.Sndeſſen 600,000 ausgepfändete Staatsbürger,

das iſt auch ſchon eine ſtarke Ziffer. Zu dieſen
ſtarken Klaſſenſteuerleiden kommt noch die Wirk-
ung der Zuſchläge. Es iſt nicht erſichtlich, warum
wegen der Kommunalzuſchläge weniger Aus-
pfändungen ſtattfinden ſollten, als wegen der
Staatsklaſſenſteuern. Jm Gegentheil glaube ich,
der Staat kommt früher zu ſeinem Rechte, und
vielleicht wird er noch eher bezahlt. Ueber die
Vorgänge in den Gemeinden liegen allgemeine
Data nicht vor, wenigſtens habe ich ſie nicht er
mitteln können ich habe nur einige Angaben in
Bezug auf die Berliner Ergebniſſe der Steuer
in den Jahren 1876 und 1877 vorliegen. Dar-
nach ſind in der Stadt Berlin im Jahre 1876
im Ganzen zur Klaſſenſteuer veranlagt 355,992
Beſteuerte. Von dieſen ſind zur Zwangsvoll-
ſtreckung verwieſen ich werde gleich den an-
ſcheinenden Widerſpruch erklären 393,837 in
der Stadt Berlin, alſo mehr als veranlagte
Poſten. Das hat darin ſeinen Grund, daß jede
Poſition viermal im Jahre erhoben wird und
jede viermal im Jahre zur Exekution kommen
kann, daß alſo die Zahl der vorgekommenen
Vollſtreckungen die der veranlagten Steuerpoſi-
tionen überſchreitet. Von dieſen 393,837 Fällen
ſind erledigt durch Stellung zur Exekution 276,902,
durch Vollſtreckung der Exekution durch Ver-
ſiegelung und Pfändung 25,280, durch frucht-

loſe Vollſtreckung der Execution 91,655. Auf
100 Klaſſenſteuerveranlagte überhaupt, beziehungs
weiſe in den betr. Steuerſtufen vorkommende
Fälle treffen danach in der unterſten Steuerſtufe
101,9 Exekutionen, in der zweiten 135,8, in der
dritten 131,9, in der vierten Stufe von unten
114,6 auf 100 Steuerpoſitionen und in der
fünften bis z'völften immer noch 64,7 pCt., die
zur Exekution geſtellt werden.

Jm Jahre 1877 ſteigt die Ziffer noch höher.
Da ſind in der unterſten Stufe 121,2 Perſonen
exequirt worden, in der zweiten 156,8, in der
dritten 159,6 immer auf 100 Beſteuerte ge
rechnet in der vierten 151,8; alſo die höch
ſten Sätze ſind nicht in der unterſten, ſondern
in der zweiten, dritten und vierten, alſo in den
ſchon etwas wohlhabenderen, von der fünften
bis zwölften ſind immer noch von 100 Perſonen
71 exequirt worden in Berlin, und ich mache
darauf aufmerkſam, daß hier bei dieſen Berliner
Poſitionen die Stufen von 2 bis 4 von unten
herauf ein ſtärkeres Kontingent ſtellen, wie die
unterſte, daß alſo der Fall, daß Jemand von
einer ſich heranbildenden Wohlhabenheit auf
ſeinen Ausgangspunkt durch die Exekution zurück
geworfen wird, häufiger vorkommt.

Eine andere Berliner Angabe die für
1880 habe ich nicht vollſtändig erhalten können

aber für 1881, bezieht ſich auf die Geſammt-
heit der direkten Steuern, wobei ich bemerke,
daß die Staatsklaſſenſteuer in Berlin von den
Gemeindebehörden erhoben wird. Danach bringt
die Haus und Miethsſteuer im Ganzen an
Steuerpoſten 1,048,203, die Einkommen- und
Klaſſenſteuer 1,468,856, zuſammen alſo 2
Millionen Steuerpoſten. Darauf ſind Mahn-
zettel ausgeſchrieben wo alſo die Leute nicht
prompt bezahlt haben 647,981. Von dieſen
Zetteln ſind erledigt durch Zahlung des Steuer-
reſtes nicht ganz die Hälfte, 308,814, durch
fruchtloſe Zwangsvollſtreckung 244,968 (hört,
hört!), durch Anmeldung bei der Abtheilung für
Verzogene 85,302 alſo Leute, die ſich der
Steuerſcheere in Berlin entziehen, dadurch, daß
ſie in die Provinz hinausziehen; die werden
ſofort durch den Uriasbrief der „Abtheilung für
Verzogene“ dort kreditlos gemacht und außer
Stand geſetzt, ſich neu zu etabliren, und ſie
kommen aus der Scheere der Exekution nicht
heraus die Freizügigkeit hilft ihnen nichts
ſonſt unerledigt geblieben und weiter zu ver-
folgen bleiben 8897.

Meine Herren, Sie werden daraus erſehen,
wie ich vermuthe, daß die Zahl derjenigen, welche
wegen der direkten Steuern in Preußen in
Stadt und Gemeinde ausgepfändet werden, eine
recht große iſt.

Wenn Sie ſich nun die Wirkung einer
ſolchen Exekution vergegenwärtigen es iſt an
zunehmen, daß, ehe es Jemand dazu kommen
läßt, er ſeinen Kredit beim Bäcker, Metzger,
Milchmann ziemlich erſchöpft haben wird, denn
die ſind noch nachſichtiger als der Steuerexekutor

nun erſcheint der Exekutor, ſofort geht der
Kredit verloren, es wird ihm gekündigt, er fällt
dadurch vielleicht einem gefälligen Manne in die
Hände, der bereit iſt, ihm das, was er braucht,
zu hohen Hinſen vorzuſtrecken, und ſich in den
Beſitz deſſen zu ſetzen, was der Ausgepfändete
überhaupt noch hat, was von ihm noch heraus-
gedrückt werden kann, oder er verfällt vor den
Augen des Nachbarn der Thatſache, daß der
Exekutor zu ihm kommt, das Wenige an Haus-
rath, Wäſche und Mobilien, was ſich ein junger
Hausvater angeſchafft hat, wird unter Siegel
gelegt, zum Zwangsverkaufe geſtellt, vielleicht
zu einem geringen Ertrage eine Kommode,
die für 15 Mk. gekauft wurde, geht vielleicht für
3 Mk. weg daß das Alles den Mann, der
auf dieſe Weiſe in ſeinem Aufſtreben auf der
ſozialen und wirthſchaftlichen Leiter wieder zurück-
geworfen wird, ſchwer kränkt, ihn mitunter zur
Verzweiflung, manchmal zum Selbſtmord bringt,
ihn jedenfalls mit Bitterkeit erfüllt, wenn der
ſeiner Meinung nach überreiche Fiskus ihm we-
gen einer Kleinigkeit einen ſo ungeheuren Schaden
an ſeinem häuslichen Beſitzthum, an ſeinem geſell-
ſchaftlichen Anſehen und an ſeinen aufſtrebenden
Hoffnungen zufügt, daß das dann den Mann
mit Unzufriedenheit erfüllt, darüber, meine Herren,
wird kein Zweifel ſein, und ich ſchreibe einen
großen Theil unſerer Auswanderungen der That-

ſache zu, daß die Auswanderer das Bedürfniß
haben, ſich der direkten Steuerſchraube und Exe
kution zu entziehen und nach einem Lande hin-
zugehen, wo die Klaſſenſteuer nicht exiſtirt und
wo ſie außerdem die Annehmlichkeit haben, die
Produkte ihrer Arbeit gegen fremde Konkurrenz
beſchützt zu wiſſen. (Sehr richtig! rechts.) Die
amerikaniſchen Schutzzölle und die preußiſche
Klaſſenſteuer halte ich für die Hauptmotive der
Auswanderung. (Zuruf aus dem Centrum: O
nein!) Hauptſächlich, ich ſage nicht ausſchließ-
lich, und es iſt ja auch ganz natürlich. Jch
weiß nicht, wer von den Herren Phantaſie genug
hat, ſich in die Lage einer ſolchen vom Steuer-
fiskus zerdrückten Exiſtenz hineinzufühlen, daß
da eine tiefe Bitterkeit gegen die Einrichtungen,
unter denen er lebt, Einrichtungen, die in Frank
reich, England, Amerika, in allen civiliſirten
Staaten längſt zu den überwundenen Stand-
punkten gehören, dort längſt, weil dort die
Fraktionspolitik die Regierung nicht hinderte,
Verbeſſerungen einzuführen, dort längſt durch
weniger drückende indirekte Steuerquellen erſetzt
ſind, daß er da nach anderen Ländern geht, daß
er gegen unſere Einrichtungen einen ſtillen Anſatz
von Haß behält, daß iſt wohl nicht verwunderlich.

Nun finde ich es ganz erklärlich, daß eine
Oppoſition, welche die Abſicht hat, die beſtehende
Regierung zu ſtürzen oder bei den Wahlen zu
diskreditiren, einen Bedarf an Unzufriedenheit
hat und gar keinen Grund, da wo ſie vorhanden
iſt, die Hand zu bieten, daß ſie gemildert werde,
ſo lange dieſe mißliebige Regierung beſteht. Die
Oppoſition behält ſich vielleicht vor, wenn ſie
ſelbſt ans Ruder gelangt, ſich dann das Ver
dienſt zu erwerben, dieſe Leiden zu mildern.
Es iſt ja außerordentlich leicht, bei der Leicht
gläubigkeit des Wählers und der ungeheuerlichen
Verlogenheit unſerer kleinen Preſſe (ſehr richtig!
rechts) iſt es ja außerordentlich leicht, den Wäh-
lern einzureden, daß eigentlich doch die Regierung
an dieſen allem Schuld iſt, obſchon ſie ſich ſeit
Jahren ehrlich und aufrichtig bemüht, dieſe
Uebelſtände abzuſchaffen, obſchon Sr. Majeſtät
dem König die Leiden ſeiner Unterthanen ſchwer
am Herzen liegen, und der König thut, was er
kann, aber der König hat das Recht der Steuer-
bewilligung außer Händen gegeben, er hat die
indirekte Steuerbewilligung an das Reich abge
geben, das Reich verſagt ſie ihm, Se. Majeſtät
der König kann tiefen Schmerz empfinden, kann
ſich aber dabei verfaſſungsmäßig nicht helfen.
Nun, die Unzufriedenheit alſo auf die Regierung
abzuwerfen, die Regierung anzuklagen, das iſt
ja der Preſſe gar nicht ſchwer. Das Motiv,
weshalb wir mit unſeren Reformen nicht vor-
wärts kommen, iſt, das es ſo ſehr viele Leute
giebt, die gar kein Bedürfniß und keine Neigung
haben, der jetzigen Regierung bei icgend einer
Verbeſſerung zu helfen. Es iſt eine alte Whiſt-
regel: „dem Feinde kein Stich!“ das heißt für
Sie, der Regierung kein Erfolg, denn „der Feind“
bei uns iſt die Regierung. (Oho! und Unruhe
links. Sehr richtig! rechts.)

Wie bereitwillig acceptirt der deutſche Wähler

ſtets die Behauptung, daß er eine Regierung
hat, mit der er unzufrieden zu ſein berechtigt
iſt; es iſt ihm ſogar nicht unlieb, wenn er eine
ſolche wirklich hat, denn er hat noch ſo viel
Gewiſſen, daß er ſich doch zu Zeiten ſchämt, auf
die Regierung, die es nicht verdient, zu ſchimpfen.
Hat er eine, auf die er mit Recht ſchimpfen
kann, ſo iſt es ihm eine angenehme Satisfaktion.
Das war das Erzeugniß der Politik in früheren
Zeiten, wo die Regierungen im Ganzen, ich will
nicht ſagen ſchlechter und ungeſchickter waren,
aber ſich weniger aus Eindrücken machten und
mehr Macht hatten, da war das Schimpfen be-
rechtigt, und es gehört zum deutſchen Bedürfniß,
beim Biere von der Regierung ſchlecht zu reden,
und wer den Ton anſchlägt, der hat noch heut
Wähler, von dem ſagt man: das iſt unſer Mann,
für den ſtimmen wir, das iſt kein Regierungs
menſch, der iſt nicht ſervil, der wird dem Kanzler
„den Willen brechen.“

Meine Herren, das iſt ja wirklich eine trau-
rige Satisfaktion, dem Kanzler den Willen zu
brechen, wenn der Wille vielleicht berechtigt iſt,
vielleicht zum Nutzen des Landes iſt. Das will
doch erſt geprüft ſein; es kann ſein es läßt
ſich ohne Sie ja nichts machen, und wenn Sie
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nichts bewilligen wollen, ſo iſt es Jhr Recht und
iſt ja gut; aber das der Kaiſer als König von
Preußen es ſchwer empfindet, daß er ſeinen Unter
thanen nicht helfen kann, daß er ſich fragt:
waren die Gründe, die mein Bruder, König
Friedrich Wilhelm IV. derzeit gegen die Reichs
verfaſſung hatte, die ihn abhielten, die Kaiſer-
krone anzunehmen, vielleicht doch nicht ohne
Berechtigung habe ich wohlgethan, mich der
Möglichkeit zu berauben, meinen Unterthanen zu
helfen, indem ich die Quellen, die ich dazu an
wenden konnte, aus den Händen gegeben und
von Anderen abhängig gemacht habe? Solche
Nachgedanken können einem Könige, der ſeine von
Gott ihm gegebene Miſſion ernſt auffaßt, der
ein Herz für die Leiden ſeiner Unterthanen hat,
wohl kommen mit der Zeit. Daß eine parla-
mentariſche Körperſchaft, auch ſelbſt die des
preußiſchen Landtages, wenn die heißen Tage
eintreten, dieſelben ernſten Mitempfindungen für
ſolche Nothſtände haben ſoll, wie der König von
Preußen, das iſt ja gar nicht zu verlangen.
Eine Majorität hat viele Herzen, aber ein Herz
hat ſie nicht ein König hat ein Herz für ſich,
das Leiden mitempfindet. Aber, die preußiſchen
Landeskinder, die im Landtage ſind, hätten ſo
viel Herz für dieſes Elend, welches ſie aus den
Druckſchriften kennen, doch wohl haben können,
daß ſie der Sache ein paar Tage Sitzungen,
auch bei gutem Wetter, mehr geliehen und nicht
ſo unwillig die Sitzungen abgebrochen und der
Regierung die Vorwürfe gemacht hätten, daß die
Würde des Landtages beeinträchtigt werde durch
die ſpäte Vorlage. Ja, wir können die Vorlage
nicht eher machen, ehe wir ſie fertig haben, hexen
können wir auch nicht, wir müſſen unſere Ar-

beitszeit irgendwie haben und Bedenken berück-
ſichtigen und prüfen, auch wenn ſie ſpät kommen;
der Landtag hätte wohl Zeit haben können in
den 3 Wochen, die nach der Vorlage verloren
wurden, das Wohl des Landes zu berathen und
die Vorlagen näher zu prüfen. Die Frage der
Parallelſitzungen, die dabei den Hauptvorwand
abgab, um uns der mangelnden Rückſicht zu
zeihen, iſt ja eine Zwangslage, aus der wir uns
nicht retten können, denn wir können in den
Sommermonaten vom Juni bis zum 1. October
die parlamentariſchen Verſammlungen nicht be-
rufen, ohne uns ſchon einer Verſtimmung aus-
zuſetzen, die ſich nachher in gewiſſem Uebelwollen
gegen die Regierung fühlbar macht und nament-
lich bei denen, die, wenn ſie nicht Abgeordnete
ſind, doch auch noch etwas Nützliches zu thun
haben. Wir müſſen alſo, wenn wir irgendwie
können dieſe 4 Monate außer Rechnung laſſen.
Jm October iſt es auch ſchwierig, theils noch
aus denſelben Gründen, theils müſſen doch auch
der Miniſter und der Bundesrath irgend eine
Zeit zur Vorbereitung deſſen haben, was ſie
vorlegen ſollen. Sie können doch nicht verlangen,
daß wir Tag und Nacht arbeiten, daß wir von
eiſerner Geſundheit ſind, Sie trauen uns
das doch auch nicht zu. Kurz und gut, fünf
Monate gehen ziemlich auf die Abneigung des
Zuſammenkommens und auf das Bedürfniß der
miniſteriellen Berathungen. Dann haben die
parlamentariſchen Körperſchaften die Gewohnheit,
zu Weihnachten, Oſtern, Pfingſten jedesmal drei
Wochen Ferien zu machen, das macht 9 Wochen,
das ſind wiederum 2 Monate, damit ſind 7
Monate verbraucht. Jſt es nun möglich, in den
übrigen 5 Monaten, die bleiben, die Budget-
fragen, wie ſie bei uns betrieben werden, be
friedigend zu erledigen, und Geſetze, welche die
Nothdurft des Landes, die Nothlage unſerer
Mitbürger betreffen, zu erledigen? Der preu-
ßiſche Landtag in dieſem Frühjahr hat gezeigt,
daß es nicht möglich iſt, daß ihm die Zeit zur
Prüfung der Noth ſeiner Mitbürger und der
preußiſchen gravamina fehlt. Das Bedürfniß
des Königs von Preußen, Abhülfe zu ſchaffen,
beſchränkt ſich nicht auf die Klaſſenſteuer allein,
es iſt außerdem allgemein bekannt, daß unſere
Gemeinden zum Theil trotz aller Klaſſenſteuer-
Exekutionen, die ich vorhin vortrug, doch in
einer großen Nothlage in Bezug auf ihre Fi-
nanzen ſind, und daß die Regierung ſehr geneigt
iſt, ihnen zu helfen. Sie kann dies aber nur,
wenn ihr Mittel dazu bewilligt werden. Jch
habe hier eine Angabe über Gemeindebeſteuer-
ungen mitgebracht, die, es war dies in gewiſſen
Gemeinden in der Rheinprovinz Berechnung

der Steuerbelaſtung eines für 1881/82 zur
zweiten Klaſſenſtufenſteuer veranlagten Grund-
und Gebäudeſteuer nicht entrichteten Zenſiten in
verſchiedenen rheiniſchen Gemeinden. Danach
zahlt in der Stadt Witten Jemand, der 6 Mk.
Klaſſenſteuer entrichtet, 350 pCt. Zuſchlag als
Kommunalſteuer, worin die Schullaſt mit ent-
halten iſt, da dieſelbe auf den Kommunal-Etat
übernommen iſt macht 21 Mk., 50 pCt.
evangeliſche Kirchenauflage macht 3 Mk., zu
ſammen wird aus den 6 Mk., die der Staat
verlangt, 30 Mk. Jn der Stadt Wattenſcheid
ſtellt ſich dieſelbe Rechnung von 6 Mk. durch
denſelben Zuſchlag von Kommunalſteuer und
evangeliſcher Schulſteuer auf 39 Mk. 20 Pf.
in der Stadt Hattingen von 6 Mk. auf 34,08
Mk., in der Gemeinde Königſteele von 6 Mk.
auf 42,60 Mk., in anderen wieder auf 39 Mk. c.

Alſo Sie ſehen, daß das eine ſehr ſtarke
Belaſtung unſerer Gemeinden iſt und es iſt zu
vermuthen, daß bei dieſen Kommunalſteuern im
Ganzen nicht weniger Exekutionen ſtattfinden
werden, als in den Staatsſteuern, daß auch
dort die Unzufriedenheit mit den beſtehenden
Verhältniſſen künſtlich genährt wird, namentlich
in der Art, wie die Zuſchläge zum Theil auf-
gebracht werden zur Häuſerſteuer, wobei die
Schulden, die auf dem Hauſe laſten, vom Steuer
objekt nicht abgezogen werden. Rheiniſche und
auch hannöverſche Gemeinden ſind, wie aus den
öffentlichen Blättern bekannt iſt, bei der Regier-
ung eingekommen, man möchte ihnen geſondert
geſtatten, daß ſie indirekte Steuern erheben.
Sie ſind alſo ihrerſeits auch vollſtändig zu der
Ueberzeugung gelangt, die die Staatsregierung
leitet, daß indirecte Steuern leichter zu tragen
und leichter aufzubringen ſind, als die directen.
Aber, weit entfernt, für die Geſammtheit ihrer
Mitbürger dieſe Erleichterung zu erſtreben, durch
ihre Abgeordneten die Regierung in dieſer Richt-
ung zu unterſtützen, verlangen ſie für ſich das
Privilegium, nur auf ihrem engeren Bezirk die
Wohlthat der indirekten Steuer einzuführen, und
bei ihnen das Leiden der directen abzuſtellen, es
dann aber der Misera contribuens plebs auf
dem platten Lande zu überlaſſen, ſich weiter zu
helfen, wie ſie kann. Sie haben dann ihrerſeits
kein Bedürfniß mehr und haben noch weniger
Neigung wie heute, die Regierung in ihren Re-
form Beſtrebungen zu unterſtützen. Die Regier-
ung aber hält an dem Princip feſt „gleiche Ge-
rechtigkeit für Alle“ und iſt entſchloſſen, Privile-
gien in dieſer Beziehung nicht zu geben. Daß
die großen Städte ihrerſeits, weil ſie in noch
höherem Maße als die Kreiſe und Landgemein-
den eigentliche Staatslaſten übernommen haben,
bei einer Vertheilung und bei einer Zuwendung
von Erträgen indirekter Steuern, die wir vom
Reich erſtreben, ſtärker bedacht werden müſſen,
als die gleiche Kopfanzahl der ſonſtigen Bevölker-
ung, daß ſie mit dem, was für ſie in Ausſicht
genommen iſt, Zuweiſung der halben Gebäude-
und Grundſteuer, nicht auskommen, iſt ganz klar
es iſt aber dann Sache der Prüfung und Be-
willigung in den Verhandlungen des Landtages,
wie der Hauptſache nach die Vertheilung von
Mitteln, ſobald wir deren haben, ſtattfinden ſoll.
Wir ſind nicht bereit, einzelnen Klaſſen unſerer
Mitbürger vor Anderen ein Privilegium zu
geben, ſondern die Erleichterung gleichmäßig zu
ſchaffen für Alle. Die Kreiſe ſind in derſelben
Lage und bei ihnen iſt die Ungerechtigkeit des
Zuſchlages zu der Steuer, die ohne Rückſicht
auf die Verſchuldung der beſteuerten Einnahme-
quelle auferlegt ſind, allerdings in höherem Maße
auf die Grundſteuer, wie ſie auf die Häuſerſteuer
anwendbar iſt.

Nun ſind die Herren in den großen Städten
gewöhnlich der Meinung, daß die Grundſteuer
hauptſächlich den reichen Gutsbeſitzer treffe, der
ihnen unangenehm auffällt, wenn er ſelbſt zu
frieden und wohlgenährt in die Stadt kommt,
ſich bei Borchardt oder ſonſtwo ſehen läßt.
Das iſt aber entfernt nicht der Fall, und aus
jedem ſtatiſtiſchen Buche können Sie ſich dahin
belehren, daß die Geſammtheit der Gutsbeſitzer,
die noch lange nicht lauter reiche Leute ſind,
ſondern vielfach arme, da auch dem kleinſten
Beſitze angehörige Zenſiten zu den Gutsbezirken
gehören, von denen 42 Millionen Grundſteuer,
die im Ganzen bezahlt werden, nur 8 Millionen
tragen, 28 Millionen ruhen auf dem Kleinbeſitz,

auf die Landgemeinden fallen und der Ueberreſt
auf die Städte. Wenn Sie alſo geneigt ſind,
über den Gutsbeſitzer eine gewiſſe Ungerechtig
keit zu verhängen, weil er Jhrer Meinung nach
eine üble Perſönlichkeit iſt, ſo treffen Sie
mit demſelben Schlag, mit dem Sie einen Guts-
beſitzer treffen, immer wahrſcheinlich fünf arme
Leute. Die Kreiſe, wie Sie aus den ſtatiſtiſchen
Liſten erſehen, ſind faſt alle verſchuldet und
meiſt mit ſehr ſtarken Kreisbudgets belaſtet.
Davon machen allein eine Ausnahme 18 heſſiſche
Kreiſe, und annähernd einige holſteiniſche; aber
das nicht etwa, weil die Laſten, die ſonſt die
Kreiſe verſchulden und beſchweren, dort überhaupt
nicht getragen werden, ſie werden nur von an
deren Formationen getragen, ſo in Hannover
von den Aemtern, ſo in der Rheinprovinz, in
Heſſen und in Holſtein theils von den Gemein-
den, theils früher vom Staate, theils ſind ſie
überhaupt erſt exiſtent geworden nach der preu
ßiſchen Beſitznahme.

Der einzige Kreis in der preußiſchen Mo-
narchie, der vermöge ſeiner eigenen Wohlhaben-
heit ſteuerfrei iſt, iſt das Herzogthum Lauenburg,
welches von ſeinem Abgeordneten, Herrn Weſt-
phal, ſeiner Zeit hier als die „ausgequetſchte
Citrone“ bezeichnet wurde, die nach der „Aus-
quetſchung“ mit dem Fuße fortgeſtoßen worden
wäre. Das iſt der einzige Kreis, der ſo reich
iſt, daß er keine Kreisſteuern umzulegen braucht,
der baares Vermögen hat, und der bei einer
richtigen Art der Verwaltung ſeines Vermögens
noch erheblich mehr zu leiſten in der Lage wäre.
Jch kenne die Verhältniſſe ſehr genau, weil ich

ich weiß nicht: 8 oder 10 Jahre Miniſter
dieſes Ländchens geweſen und noch heute der
größte Grundbeſitzer in dieſem Kreiſe bin und
dadurch gezwungen werde, an den dortigen Kreis-
intereſſen Antheil zu nehmen. Aber außerdem
giebt es überhaupt keinen Kreis, der nicht ent
weder in ſich, in ſeinen Korporationen oder in
den Gemeinden, aus denen er beſteht, verſchuldet
wäre. Auch dieſen hat Se. Majeſtät der König
von Preußen das Bedürfniß zu helfen, und Er
ſteht hülfeſuchend vor der Pforte des Reichs
tages und klopft an, ob Sie Jhm beiſtehen
wollen, Seine preußiſchen Unterthanen aus den
ungerecht und drückend veranlagten Steuern zu
befreien.

Ein dritter Punkt iſt die Schule, deren Be
laſtung auch in der Regel nicht nach ihrem vollen
Werthe gekannt wird. Aus den ſehr lehrreichen
Motiven, die der preußiſche Landtag nicht Zeit
hatte zu verleſen und zu berathen, geht unter
Anderem hervor, daß die Schullaſten in ihrer
Geſammtheit für Perſonal- und Realausgaben
zwiſchen 94 und 95 Millionen betragen und daß
ſie die Belaſtung des Staates durch die Klaſſen-
ſteuer mehr als doppelt überſteigen, indem in
Preußen auf den Kopf 3,59 Mk. an Schullaſten
kommen und wahrſcheinlich auch in demſelben
Bruchtheil von Exekutionen, namentlich für die-
jenigen Laſten, die unter dem Namen von Schul-
geld exigibel ſind, von den ärmſten Mitgliedern
der Gemeinde und immer in erhöhterem Maße
von kinderreichen Familien als von kinderloſen
oder einkinderigen, und wie es dabei für die
Stellung des Lehrers eine betrübende Beziehung
giebt, daß der Lehrer, der in Bezug auf Kleidung
und Lebensſtand doch gegenüber dem barfüßigen
Schuljungen eine höhere Lebensſtufe einnimmt,
die Mutter durch die Kinder mahnen laſſen muß
wegen weniger Groſchen Schulgeld. Schon im
Intereſſe der Lehrer haben wir in Preußen das
Bedürfniß, daß dieſe Sache aus der Welt ge
ſchafft wird.

Es ſind außerdem noch die Jhnen bekannten
Bedürfniſſe des Königs von Preußen, ſeine Be
amten auf diejenige Stellung im Gehalt zu
bringen, die unter Vortritt der Reichseinricht-
ungen den Richtern bewilligt worden ſind. Es
beſteht dabeiſeine Unzugleichheit, die zu Unfrieden-
heiten Anlaß giebt, und dieſe wird ausgeglichen
werden müſſen entweder durch eine Steigerung
der Gehälter der übrigen Beamten oder durch
Herabſetzung der jetzigen Richtergehälter. (Be-
wegung.)

Daſſelbe findet ſtatt in Bezug auf die Un-
gleichheit der Verſtempelung des mobilen und
immobilen Vermögens. Jhnen iſt bekannt, und
das Gravamen iſt ſchon öfter vorgebracht, daß
der Stempel der Jmmobilien ein ganz maßlos
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hoher iſt, ebenfalls ganz ohne Rückſicht auf die
Belaſtung eines Grundſtücks mit Schulden wenn
es für 80,000 Thaler verkauft wird und es ſind
80,000 Thaler Schulden darauf, ſo muß es doch
ſeine 800 Thaler Stempel zahlen, und das ver-
mehrt die Noth des in Konkurs befindlichen oder
ſonſtigen Beſitzers. Es handelt ſich ja auch
nicht immer um Grundſtücke von 80,000 Thaler,
ſondern auch um kleinere. Jede Verpachtung
wird in der ungerechten Weiſe verſtempelt, daß
z. B. bei einer 30 jährigen Verpachtung die ganze
Summe zuſammengezählt wird, die der Pächter
in 30 Jahren zu zahlen haben wird, und daß
dieſe ſofort am Tage des Abſchluſſes der Ver
pachtung verſtempelt werden muß, als wenn ſie
eute gezahlt würde. Tritt inzwiſchen in derPeſon des Pächters eine Aenderung ein oder

löſt ſich durch Konkurs oder ſonſt vor Ablauf
der 30 Jahre dieſer Kontrakt, ſo wird der zu
Unrecht verſtempelte Theil, und wenn der Ver-
trag auch noch 23 Jahre liefe, nicht zurückge-
zahlt, ſondern der neue Pachtvertrag muß wieder
neu und voll verſtempelt werden, und ſo kann
man in die Lage kommen, bei einer längeren Pacht-
dauer drei, viermal dieſelbe Summe für daſſelbe
Geſchäft zu verſtempeln. Schon eine bloße
Aenderung der Firma, daß ein Aſſocié ausſchied,
hat mich in die Lage gebracht, einen neuen
Pachtvertrag abſchließen zu ſollen; ich habe mich
dagegen mit Erfolg gewehrt, aber doch nur in
verſchiedenen Jnſtanzen. Dadurch wird die Exi-
ſtenz aller Pächter unbillig beſchwert.

Wenn ich alle dieſe Gravamina, die der
König von Preußen für ſeine Unterthanen beim
Reich anbringt und für die er Deckung verlangt,
hier einmal aufzählte, ſo habe ich damit nur das
Bedürfniß, Jhnen die Größe der Noth,
in der der preußiſche Steuerzahler ſich be-
findet, zu ſchildern. Keineswegs verbinde ich
damit die Srffnung, daß der geſammte Be-
darf dieſer Summe nun mit einer Bewilligung
gedeckt werden könnte. Aber ich glaube, wir
müſſen doch ein Ziel anerkennen, nach dem ge-
ſtrebt werden muß, dem man allmälig ſich zu
nähern ſucht. Wir müſſen wenigſtens den guten
Willen bethätigen, der Prüfung dieſer Sache
näher zu treten, ſie nicht zu ſcheuen und nicht
unter dem Vorwande, daß Witterung und Parallel-
Sitzungen uns daran verhindern, uns der Prüf-
ung der Noth unſerer Mitbürger verſagen.
Dieſes Bedürfniß zur Anerkennung zu bringen,
war unſere Hoffnung, als wir das Verwend-
ungsgeſetz dem preußiſchen Landtage vorlegten.
Dieſer Landtag hat unſere Hoffnung getäuſcht,
und wenn ich dazu nehme, daß auch mehrere
der verbündeten Regierungen ihrerſeits ein Be
dürfniß zur Steigerung des Landeseinkommens
aus Reichsquellen nicht empfinden, indem ſie das
Monopol abgelehnt haben, ohne einen anderen
Vorſchlag oder auch nur die Neigung auszu-
ſprechen, auf anderen Wegen zur Beſchaffung
der Mittel die Hand zu bieten, wenn ich dazu
nehme, daß der Bericht Jhrer Kommiſſion das
Bedürfniß geradezu beſtreitet, und ganz abgeſehen
von der Reſolution Lingens, die ſich in ſchroffem
Gegenſatz zu der Königlichen Botſchaft vom 17.
November 1881 ſtellt und das Reich als bedürf-
nißlos bezeichnet und ſeine Glieder wenn ich
ſehe, daß auch das Gutachten der Kommiſſion
dahin vorläufig ſich äußert, das kein Bedürfniß
vorläge, die Allgemeinheit mit neuen Steuern
zu belaſten, wenn ich dazu nehme die indirecte
Leugnung des Bedürfniſſes, wie ſie in der Ab-
neigung des preußiſchen Landtages liegt, die
Frage auch nur zu berathen, wenn ich das
alles zuſammennehme, ſo kann ich zweifelhaft
werden, ob das Bedürfniß, daß Se. Majeſtät der
König und ſeine Miniſter mit ihm in Preußen
ſehr lebhaft empfinden, im ganzen Lande em-
pfunden wird ob es wirklich vorhanden iſt.

Wir ſtehen in Preußen vor neuen Wahlen,
und ich rechne darauf daß dieſe Wahlen uns
darüber Auskunft und Entſcheidung bringen:
fühlt das preußiſche Volk wirklich einen Steuer-
druck, deſſen Erleichterung es wünſcht oder nicht
Der bisherige Landtag hat uns eine Erklärung
darüber verſagt. Wir erwarten, daß bei den
bevorſtehenden Wahlen in Preußen die Frage
ein Hauptkriterium bilde: ſoll die Klaſſenſteuer
mit ihren Millionen Exekutionen beibehalten
werden, mit ihrer Verfolgung der Verzogenen,

laſtung der Gemeinden beibehalten werden, ohne
ihnen zu helfen Soll das Schulgeld beibe
halten werden Das werden Fragen ſein, über
die der Ausfall der nächſten preußiſchen Wahlen
der Regierung einen Fingerzeig und der Land
tag eine durchſchlagende Antwort geben wird.
Jſt der nächſte preußiſche Landtag gegen die
Leiden ſeiner minderbegüterten Mitbürger ebenſo
gleichgiltig wie der jetzige, ja, dann, meine
Herren, liegt vielleicht keine Noth vor, ſonſt wäre
er nicht gewählt worden, denn wozu der Lärm
was ſollen wir uns dann quälen mit der Siſy-
phusarbeit, eine weitere Erleichterung und Re-
form zu ſchaffen beneficia non obtru-
duntur! Jch kann das aushalten, ſobald ich ein
reines Gewiſſen habe, und mein Gewiſſen zu be-
freien, iſt der Grund meines jederzeitigen Auf-
tretens. Wollte der nächſte Landtag wiederum,
wie der bisherige, ſich einer eingehenden Diskuſ
ſion der Bedürfniß- und Verwendungsfrage,
einer Beſchlußnahme darüber, welche Verwendung
er haben will, verſagen, ſo könnte ich Sr.
Majeſtät nur rathen, ſo oft an die Wähler zu
appelliren, bis darüber die nothwendige Ent-
ſcheidung erreicht iſt, und ich werde kein Be-
denken tragen, Sr. Majeſtät zu rathen, den preu
ßiſchen Landtag, ſobald er nur gewählt iſt, zu
berufen, ihm dieſe Frage zu ſtellen und ohne
Weiteres von Neuem an die Wähler zu appel
liren, wenn uns wiederum in der bisherigen
Weiſe ausgewichen wird. Der Landtag kann
beſchließen, was er will, aber er darf ſich der
Berathung der Noth ſeiner Mitbürger nicht ver
ſagen, wenn er das thut, ſo verdient er nicht
den Namen „Volksvertretung“. (Bravo! rechts.)

Die Volksvertretung liegt dann mehr bei
dem Monarchen, der ein Herz hat für das Volk
und deſſen Leiden.

Jch habe ſchon erwähnt, daß wir das Mono-
pol vorgeſchlagen haben, weil wir daſſelbe nach
ſorgfältiger Berathung und Erwägung der Sache
für das beſte und zweckmäßigſte Mittel gehalten
haben, deſſen Ablehnung wir gebrauchen, bevor
wir zu andern übergehen; durch die Thatſache,
die ja in die Augen ſpringt, daß das Monopol
ſehr unpopulär iſt und durch die Wahlarbeit
künſtlich noch unpopulärer gemacht iſt, als es
zu ſein braucht, werden wir uns niemals ab
ſchrecken laſſen, das vorzuſchlagen, was wir für
vernünftig halten. Jch frage gar nichts darnach,
ob eine Sache populär iſt, ich frage nur darnach,
ob ſie vernünftig und zweckmäßig iſt; die Popu-
larität iſt eine vorübergehende Sache, die ſich
heute auf Das, morgen auf Jenes richtet, die
ich genoſſen und verloren habe, worüber ich
mich leicht tröſte, ſobald ich das Gefühl habe,
meine Schuldigkeit zu thun, und das Uebrige
ſtelle ich Gott anheim; die Popularität einer
Sache macht mich viel eher zweifelhaft und
nöthigt mich, mein Gewiſſen noch einmal zu
fragen: iſt ſie auch wirklich vernünftig? Denn
ich habe zu häufig gefunden, daß man auf Accla-
mation ſtößt, wenn man auf unrichtigem Wege
iſt. Alſo das intereſſirt mich nicht, ob die Sache
populär iſt, da meine Exiſtenz im Amte von
jedem Wahlkreiſe unabhängig iſt und der einzige
Wähler, den ich habe, Se. Majeſtät der Karſer,
mit mir zufrieden iſt. Alſo von Wahlfurcht
und Sorgen, wie die Sache aufgenommen wird,
bin ich nicht beherrſcht, und dieſe Freiheit er
lauben Sie mir zu benutzen denn die Freiheit
iſt nicht viel vertreten in den parlamentariſchen
Körperſchaften, da ſie ſich nicht unabhängig be-
wegen können von dem, was ein Wähler, von
dem, was Jedermann in ihren Wahlkreiſen auf-
wirft, der vielleicht im Liberalismus um ein
paar Centimeter höher ſpringt, wie der Vor
redner, und Mittel findet, ihn in ſeiner Stellung
zu erſchüttern. Das iſt eine Fraktionsfrage,
eine Mandatsfrage, wir aber ſind unabhängig
von lokalen Verhältniſſen und Popularitäten.
Die Frage iſt für mich allein die, ob der Vor-
zug, den wir dem Tabaksmonopol geben, objectiv
berechtigt iſt. Jch erlaube mir unter den vielen
Zeugniſſen, die mir in die Hand gekommen ſind,
das eines Ausländers anzuführen, der auch von
keinem deutſchen Wahlkreiſe abhängig iſt; es iſt
ein Vielen von Jhnen wohlbekannter National-
Oekonom, LeroyBeaulieu, der darüber ſeinerſeits
in ſeinem großen Werk über Finanzwiſſenſchaft
vom Monopol ſagt:

das ganze veraltete Jnſtitut? ſoll die hohe Be-

auf den Tabak zu billigen, ſelbſt wenn ſie zu
ſehr hohem Satz und in der Form des Staats-
fabrikationsMonopols eingehoben wird. Die
Finanzen eines Landes müßten eigenthümlich
günſtig ſtehen, wenn es auf eine ſo unſchäd-
liche, ſo moraliſche, ſo ergiebige Auflage, und
auf eine ſo leichte Einhebungsweiſe verzichten
wollte.“

Der Mann iſt kein Freund unſeres Re-
gierungsprincips; er iſt Freihändler.

„Das Tabaksmonopol hat ſelbſt auf dem
Standpunkte der Fabrikation und der Waaren-
qualität nicht blos Unzukömmlichkeiten; bei
höchſten Steuerſätzen liefert allein das Mono-
pol unverfälſchte Waare das iſt unzvweifelhaft.
Der (frühere) Vize Präſident des Reichstages
Herr von Stauffenberg, hat bemerkt: Wir
Raucher wiſſen wohl, daß wir rauchen, aber
nicht, was wir rauchen. Die Steuerſätze in
Frankreich ſind viel höher, als die vor drei
Jahren in Deutſchland diskutirten, gleichwohl
ſind die Fabrikate rein das iſt ein ſehr ſtarkes
Argument für das Monopol. Die gemeinen
Sorten franzöſiſchen Tabaks ſind, wie man
weiß, ſehr geſchätzt. Wenn es ſich um einen
Gegenſtand handelt, deſſen Erzeugung nur
Sorgfalt und Ehrlichkeit erheiſcht, und welcher
überdies ſchädlich iſt, iſt das Monopol keine
ſchlechte Sache, wenn es dem Staate jährlich
270 bis 280 Millionen Reinertrag liefert.
Will man große Erträge aus dem Tabak
ziehen, ſo hat man nur zwiſchen zwei Be
ſteuerungsSyſtemen die Wahl: demjenigen
Englands und dem direkten oder indirekten
(verpachteten) Staatsmonopol. Das direkte
Staatsmonopol iſt vorzuziehen es bietet dem
Raucher mehr Garantien Es iſt nicht
zu verwundern wenn der Kanzler des Deut-
ſchen Reiches, Herr von Bismarck, daran ge-
dacht hat, das Monopol in ſeinem Lande ein-
zuführen. Man begreift nicht, wie ein Staat
mit ſolchen Bedürfniſſen ſich damit zufrieden
giebt, jährlich 20 Millionen aus einer Anleihe
zu ziehen, welche bei guter Veranlagung das
Sechsfache und ſelbſt das Zehnfache einbringen
kann iohne die ökonomiſche Lage des Reiches
zu ſchädigen. Der Tabak iſt in Deutſchland
geringer beſteuert als die geſunden Getränke;
das iſt finanziell eine Abſurdität und moraliſch
ein Skandal. Man macht geltend, die Ein-
führung des Monopols koſte 300 Millionen
Francs und werde lebhaften Widerſtand be-
gegnen aber der Ertrag rechtfertigt es, daß
man dieſe Ausgabe macht und einer vorüber-
gehenden Unpopularität ſich ausſetzt“.

Nun, meine Herren, der Bericht der Kom-
miſſion entkräftet keine dieſer Angaben. Jch habe
den Bericht überhaupt mit Ueberraſchung ge-
leſen; der Herr Verfaſſer hat das ganze
allerdings ſehr umfangreiche Material, welches
die Enquete von 1878 über dieſe Frage bietet,
unbenutzt gelaſſen, das ganze Material, welches
für die Bedürfnißfrage die Motive des Preußi-
ſchen Verwendungsgeſetzes geben, vielleicht gar
nicht gekannt, jedenfalls unbenutzt gelaſſen, alſo
die Frage, ob wir überhaupt Geld brauchen, iſt
gar nicht erörtert, und erſt, wenn dieſe klar iſt,
können wir darüber reden, ob Monopol oder
nicht. Das Ganze macht auf mich den Eindruck
des Requiſitoriums eines Staatsanwaltes, der
à tout prix eine Verurtheilung braucht. Jch
ſehe keine Berückſichtigung, keine Erwähnung des
Regierungsſtandpunktes darin die Kritik, die es
enthält, haftet an Aeußerlichkeiten, Detailfragen
einzelnen techniſchen Poſitionen darüber ließe
ſich ja diskutiren und amendiren, an der Spitze
von allen Einwendungen ſteht am wunderlichſten
die Beſchwerde darüber, daß die Straßburger
Manufaktur ſich geweigert hätte, ihre Bücher
vorzulegen. Was in aller Welt hat die Straß-
burger Manufaktur, die außerhalb der Monopol-
verhältniſſe ſteht, mit der Frage zu thun, ob der
Staat, das Reich, Bedürfniſſe hat, die durch in
direkte Steuern, durch neue Steuern befriedigt
werden ſollen, und ob das Monopol der nütz-
lichſte Weg dazu iſt? Bekanntlich wirthſchaftet
die Fabrik ohne Monopol, und ſie könnte ge-
ſchickt oder ungeſchickt geführt ſein, ſie könnte
Schätze ſammeln oder ſie könnte dicht vorm
Bankerott ſein, es würde uns nicht die leiſeſte
Aufklärung über die Frage liefern, mit der wir

„Es fällt uns gar nicht ſchwer, die Steuer uns hier beſchäftigen, und ich halte es für einen
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unnöthigen Wortverbrauch, durch Vorwendung
von dergleichen Aeußerlichkeiten die Diskuſſion
des innern Kerns der Frage zu hindern. Aus
dem ganzen Verlangen leuchtet die Auffaſſung
der konkurrirenden Landsleute des Herrn Re-
ferenten vor, denen die Tabaksfabrik in Straß-
hurg ein Dorn im Auge iſt. Aber wenn der
Herr Verfaſſer damit die Rentabilität des Mo-
nopols in Frage ſtellen will, weil etwa die
Straßburger Manufaktur in Folge nicht rich
tiger oder franzöſirender Leitung nicht genügende
Erträge brächte, was ich nicht weiß, ſo trifft dies
Argument in keiner Weiſe die Rentabilität des
Monopols; dieſe iſt ja vollſtändig ad oculos

demonſtrirt durch die Ergebniſſe, die es in unſeren
RKachbarſtaaten hat dort iſt die Sache geprobt,
ind ſie wird toto die geprobt, und die Frage,
ob das Monopol 1815 etwas eingebracht hat
in Frankreich oder 1845, iſt ebenſo irrelevant,
wie die Frage der Straßburger Manufaktur.
Seit 1815 hat der Franzoſe überhaupt erſt
rauchen gelernt, und 1845 war ſelbſt bei uns
in Deutſchland das CEigarrenrauchen eine Art
von Privilegium der größeren Städte und wohl-
habenden Leute, es war noch nicht in allgemeinen
Gebrauch übergegangen; alſo der Vergleich hat
gar keine Bedeutung. Wer in Frankreich und

England geweſen iſt vor 40 Jahren und wieder
hinkommt, wird erſtaunt ſein, wie das Rauchen
zugenommen hat in Frankreich und in demſelben
Maße in England was die Franzoſen im Rauchen
leiſten können, können die Deutſchen auch (Heiterkeit)

und mehr wie die. Die Rentabilität iſt voll-
ſtändig außer Betracht und auch an unſeren
einheimiſchen Fabriken und Händlern bis zur
Evidenz nachgewieſen. Jch habe in der langen
Zeit daß ich mich mit der Monopolfrage be-
ſchäftigt habe ich kann es aktenmäßig ſnach-
weiſen, zurück bis zum Jahre 1867, wo ich zu-
erſt bei dem Anerbieten der Stellung, die er
nachher einnahm, den Miniſter Delbrück, ehe ich
ihm Vorſchläge machte, durch einen unter uns
anweſenden Abgeordneten darüber ſondire, wie
er über die Monopolfrage dächte und es Seiner
Majeſtät dem König mittheilte mich davon
überzeugt, daß in dieſer Beziehung keine Schwierig-
keiten ſein würden, ſobald ein Subſtrat vorliege,
ſo dauerhaft wie das Deutſche Reich von ihm
veranſchlagt wurde und nicht mehr der kündbare
Zollverein. Jch habe außerdem ſchon im Jahre
1878 daraus gar keinen Hehl gemacht, daß ich
die Beſteuerung als Durchgangsform zum Mo-
nopol erſtrebe, und die betreffenden Akten geben
darüber Aufſchluß ich habe mich nur dem fiska-
liſchen Princip nicht anſchließen wollen, zuerſt
durch die Modalität der veranlagten Steuern
die Tabaksfabrikation zu ruiniren, um nachher
eine mindere Entſchädigung zahlen zu müſſen;
es liegt aber meiner Meinung nach die Zeit
nicht fern, wo das Monopol allmälig populair
werden wird, zuerſt bei den Tabaksbauern, wo
es ja jetzt ſchon in Denjenigen, die wirklich die
Weltverhältniſſe überſehen können und die ſo
ziviliſirt ſind, daß ſie nicht jeder Unwahrheit
über die Wirkung des Monopols zugänglich ſind,
populär iſt. Es iſt darin ſehr lehrreich, was
z. B. in der Pfalz darüber geſagt wird, von
wo ich von der Hauptgemeinde dort erſt kürzlich
eine Petition mit der Bitte bekam, an dem Mo-
nopol feſtzuhalten, und worin ich eine Notiz
finde über die Stellung des Elſaß dazu; da
heißt es:

„Wenn noch Zweifel über die Gründe be-
ſtänden, warum die reichsländiſchen Reichs-
tags Abgeordneten ſich auf die Seite der
Gegner des Monopols ſtellten, ſo wären die
ſelben endgültig durch die Ausführungen be-
ſeitigt, welche der „Expreß“ dieſer Tage ver-
öffentlichte“.

Einer der Abgeordneten machte nämlich den
Verſuch, die elſaß-lothringiſche Vertretung im
Reichstage gegen den Vorwurf zu vertheidigen,
daß ſie ſich in dieſer Angelegenheit in Gegen
ſatz zu der ausgeſprochenen Anſicht ihrer
Wähler geſetzt habe. Die wirthſchaftlichen und
finanziellen Vortheile der Vorlage, heißt es in
dem Artikel, müſſen vollkommen anerkannt
werden. Wenn gleichwohl die reichsländiſchen
Abgeprdneten das Wort zur Vertheidigung
des Monopols nicht ergriffen haben, ſo ſeien
ſie im letzten Augenblicke durch politiſche Be-
denken davon abgehalten worden.

Nun, die politiſchen Bedenken kann man ſich
vorſtellen, worin ſie beſtehen, Sie fürchten das
Reich zu kräftigen durch Bewilligung des Mo-
nopols; aber im Uebrigen geht daraus hervor,
daß die elſaſſer Abgeordneten ihren Wählern
gegenüber genöthigt ſind, durch politiſche Gründe,
reichsunfreundliche politiſche Gründe, ihre Ab-
ſtimmung gegen das Monopol zu rechtfertigen.

Die Rentabilität iſt keine terra incognita,
auch bei uns nicht. Wenn Sie die Liſten der
Ladenmiethen hier in Berlin für die Cigarren-
händler durchgehen, wie ſie für kleine Locale bis
zu 9000 Mk. ſteigen, ſo muß das Geſchäft doch
etwas abwerfen. Mir hat ein perſönlich be-
freundeter Jnhaber einer der größten Cigarren-
fabriken in Schleswig-Holſtein darüber mitgetheilt,
daß er ſeinerſeits als Hauptprodukt eine Gattung
Cigarren fertigt, die von ſeinen Abnehmern unter
verſchiedenen Nummern verkauft wird er erhalte
ſeinerſeits für das Tauſend 28 Mk, die Her-
ſtellung dieſer Tauſend Cigarren koſte ihm 18 Mk,
und wenn er eine ſo große Einrichtung hätte
wie im Monopol, vielleicht nur 17; aber für ein
Fabrikat, was mit 18 Mk. zu Buche ſteht, be-
käme er 28 Mk., das ſind ungefähr 60 pCt. Er
ſagt ferner, wenn ich zufällig meine Cigarre nicht
bei mir habe, dann muß ich dieſe von mir zu
18 Mk. hergeſtellten Cigarren mit 5 Mk. per
100 mit 50 Mk. per 1000 meinerſeits bezahlen,
um ſie zu rauchen und wenn ich ſie einzeln
kaufe, koſten ſie überall 5 Pf. Das iſt etwa
75 pCt. was der Händler Profit nimmt zwiſchen
beiden ſtecken alſo etwa 130 pCt., die an dem
Geſchäft profitirt werden. Wenn Sie danach
die Rentabilität bezweifeln, ſo glaube ich nicht,
daß Sie das mit Ueberzeugung thun können.
Das Monopol iſt keine terra incognita mehr,
W Ergebniſſe ſind anderwärts vollſtändig be
annt.

Was die ſonſtigen Einwendungen gegen das
Monopol betrifft, ſo will ich zuerſt eine Frage
berühren, die, ſoviel ich habe ſehen können, in
dem Bericht gar nicht berührt iſt. Es iſt das
die Arbeiterfrage. Die hat früher eine große
Rolle geſpielt. Jch habe behaupten hören, es
würden 400,000 Arbeiter brodlos, dann waren
es 40,000, und ich weiß es nicht, welche phan-
taſtiſchen Ziffern den Wählern darüber beige-
bracht ſind. Das einzige amtliche Material, das
wir darüber haben und das zuverläſſig iſt, liegt
in der Tabaksenquete von 1878. Da iſt die
Zahl der geſammten in der Tabaksfabrikation
beſchäftigten Arbeiter auf 110,000 angegeben,
von denen 4000 außerhalb des Zollvereins
wohnen. Die Zahl aller der in den Tabaks-
handel beſchäftigten Jndividuen und in
ihnen liegt der Hauptwiderſtand iſt ange-
geben auf 8525 Köpfe im ganzen Deutſchen
Reich. Die regieren ihrerſeits die heutige Be-
wegung und haben ja einen erheblichen Einfluß
und jeder, der Oppoſition gegen die Regierung
treibt, ſteht ihnen ja bereitwillig bei. Aber dieſe
110,000 Arbeiter mit ſammt den 8000 im
Handel beſchäftigten, alſo ſagen wir 120,000
Leute, würde die Regie doch mit Leichtigkeit ab
ſorbiren und unterbringen, und es werden da
keine Arbeiter brodlos. Wenn Sie Jeden, der
ab und zu als Kellner oder ſonſt mit Cigarren
handelt, oder Jeden der in dem Materialladen
zwiſchen Heringsfäſſern und Petroleum auch ein
paar Cigarren ſtecken hat, dazu rechnen wollen,
dann freilich werden Sie höher kommen. Aber
die Enquete liegt vor; ſie iſt amtlich, hier iſt ſie
gedruckt. Seite 14 in Nr. 37 der damaligen
Druckſachen giebt keine höhere Ziffer an.

Dieſen Arbeitern würde es keinenfalls ſo
ſchlecht gehen es würde beſſer für ſie geſorgt
werden, als z. B. für die meiner Rechnung nach
ca. 100,000 Arbeiter der Eiſeninduſtrie, die vor
einigen Jahren dem Moloch des Freihandels
ohne alles Mitleid geopfert wurden. (Sehr
wahr! rechts.) Jſt den der Eiſenarbeiter ſeiner-
ſeits minderwerthiger als der Tabaksarbeiter
Wenn wir das Tabaksgeſchäft ſchädigen, werden
wir angeklagt, als wenn wir uns an den Heilig-
thümern der Nation vergriffen hätten. Und da-
mals wurden lediglich aus theoretiſchen Frei-
handelstendenzen von den, mögen es 4 oder
600,000 ſein die Statiſtiken ſind mehr un-
vollkommen in dieſer Beziehung aber circa
100,000 Arbeiter in der Eiſen-Jnduſtrie ganz

Menſch gekümmert, weder um ſie, noch um ihre
Frauen und Kinder. Während der Einführung
des Eiſenbahnmonopols in früheren Zeiten
ob, da die Fuhrleute, die Gaſtwirthe brodlos
wurden, wer hat danach gefragt? Und das
Eiſenbahnmonopol war meines Erachtens ſehr
viel ungerechter, in dem Maße ungerechter, als
es ein Privatmonopol war. Eine an Privat
Actiengeſellſchaften verpachtete Ausbeutung der
Verkehrsbedürfniſſe einer Provinz das war
der Ausdruck für das faktiſche Eiſenbahnmonopol.
Das Monopol entſtand nothwendig, nachdem
alle anderen Transportmittel todt gemacht waren
und Jeder, der ſie brauchte, der Eiſenbahn in
die Hände fallen mußte, nachdem man nach
Analogie der franzöſiſchen Generalpächter der
Steuern einer Provinz die Ausbeutung des Ver
kehrs einer Landſchaft an eine Privatgeſellſchaft
abließ, um daraus ſo hohe Aktiendividenden her-
auszuſchneiden wie möglich, das war ein
außerordentlicher Mißbrauch des ſteuerzahlenden
und verkehrsbedürftigen Publikums zu Gunſten
der Kapitaliſten, die dieſes Monopol der Eiſen-
bahnen erhielten. Wer hätte daran gedacht, die
Brennereien zu entſchädigen, als 1820 das jetzt
mutatis mütancdis noch geltende Brennereigeſetz
eingeführt wurde. Da gingen zwiſchen 20- bis
30,000 landwirthſchaftliche Brennereien ein (Sehr
richtig!), die nicht mehr beſtehen. Die Beſitzer
haben das Schickſal getragen mit der Ergeben-
heit und Beſcheidenheit, die man von einem
Landwirth überhaupt in ſteuerlicher Beziehung
erwartet. (Heiterkeit.) Sie haben gehungert,
haben gehorcht, ſind zum Theil Bankerott ge
worden und ihre Wege gegangen. Es iſt kein
Geſchrei geweſen, und es waren nicht lauter
Landjunker (Heiterkeit), es warcn eine Menge
Bürgerliche darunter; ſo ſchlecht ſoll es alſo den
Tabaksarbeitern nicht ergehen. Auch die Leiden
der Stadt Bremen, die dem Referenten am
Herzen liegen müſſen, als die ſeiner engeren Hei-
math, werden nicht ſo ſchwer ſein, wie er ſich
vorſtellt. Tabakshandel wird die Regie auch
brauchen, und es iſt nicht zu denken, warum ſie
nicht durch die geübten und erfahrenen Bremer
Firmen ihre Geſchäfte beſorgen ſollte. Jch
wenigſtens würde mich immer widerſetzen, ich
werde es ja nicht erleben, aber ich ſpreche nur
meine Anſicht aus, um den Sinn klar zu machen,
in dem ich die Vorlage gemeint habe. Das
würde doch immer noch den bisherigen Handels-
weg feſthalten, um zu beziehen. Jch erinnere
daran die älteren Herren, daß Hamburg früher
der Hauptort für indiſchen Zucker war. Ham-
burg wimmelte von Zuckerſiedereien. Jn Ham-
burg gab es allein 90 Zuckermakler. Wie groß
muß die Zahl der dortigen Fabrikarbeiter ge-
weſen ſein! Durch die Entwicklung des Rüben-
zuckers und zum Theil auch durch die Zollgeſetz-
gebung iſt dieſe Hamburger Jnduſtrie, ohne
welche Hamburg damals nicht leben zu können
glaubte und bankerott zu werden fürchtete, zu
Grunde gegangen. Solche Fälle ſind öfter vor-
gekommen, und immer iſt man wieder zu neuer
Blüthe gekommen, von den Kalamitäten nichts
mehr zu ſpüren. Und wie es mit dem Zuſam-
menbruch der indiſchen Zucker-Raffinerien und
-Siedereien geweſen iſt, ſo wird es auch bei
Bremen mit dem Tabak gehen, daß es in ein
paar Jahren überwunden ſein wird.

Aber den Vorwurf des Sozialismus möchte
ich noch erwähnen. Sozialiſtiſch ſind viele Maß
regeln, die wir getroffen haben, die wir zum
großen Heile des Landes getroffen haben, und
etwas mehr Sozialismus wird ſich der Staat
bei unſerem Reiche überhaupt angewöhnen müſſen.
(Sehr richtig!) Wir werden den Bedürfniſſen
auf dem Gebiete des Sozialismus reformirend
entgegenkommen müſſen, wenn wir dieſelbe Weis-
heit beobachten wollen, die in Preußen die Stein
und Hardenbergiſche Geſetzgebung bezüglich der
Emanzipation der Bauern beobachtet hat. Auch
das war Sozialismus, dem Einen das Gut zu
nehmen, dem Andern zu geben, ein ſehr viel
ſtärkerer Sozialismus als ein Monopol. Jch
freue mich, daß es ſo gekommen iſt, daß man
dieſen Sozialismus geübt hat wir haben dadurch
einen ſehr wohlhabenden, freien Bauernſtand er
halten, und ich hoffe, wir werden mit der Zeit Aehn-
liches für die Arbeiter erreichen, ob ich es er
lebe kann ich bei dem allgemeinen, prinzipiellen

ſicher brodlos und um ihr Schickſal hat ſich kein (Fortſetzung in der Beilage.)
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Beilage zu Nr. 141 d. Merſeb. Kreisblatt. (Tageblatt.)

Widerſtande, der mir auf allen Seiten entgegen
tritt und mich ermüdet, nicht wiſſen. Aber
Sie werden genöthigt ſein, dem Staate ein paar
Tropfen ſozialen Oels im Rezepte beizuſetzen,
wie viel, weiß ich nicht, aber es wäre meines
Erachtens eine große Vernachläſſigung der
Pflichten der Geſetzgebung, wenn ſie die Reform
auf dem Gebiete der Arbeiterfrage nicht erſtrebenwürde, von der wir den Anfang Jhnen jetzt

gebracht haben wenn wir auch zur unbequemen
Sommerzeit kaum erwarten können, daß Sie ſie
ſofort bis zum Ende durchberathen. Sozialiſtiſch
war Herſtellung der Freiheit des Bauernſtandes,
ſozialiſtiſch iſt jede Expropriation zu Gunſten
der Eiſenbahnen ſozialiſtiſch im höchſten Grade
iſt z. B. die Kommaſſation, die Zuſammenlegung
der Grundſtücke, die dem Einen genommen
werden in vielen Provinzen iſt das Geſetz

und den Anderen gegeben, blos weil der
Andere ſie bequemer bewirthſchaften kann, ſozia-
liſtiſch iſt die Expropriation nach der Waſſer
geſetzgebung, wegen der Berieſelung u. ſ. w.,
wo dem Einen ſein Grundſtück genommen werden
kann weil es ein Anderer beſſer bewirthſchaften
kann, ſozialiſtiſch iſt die ganze Armenpflege, der
Schulzwang, der Wegebau, d. h. der Zwang zum
Wegebau, indem ich auf meinen Grundſtücken
einen Weg für die Durchreiſenden unterhalten
muß. Das alles iſt ſozialiſtiſch. Jch könnte das
Regiſter noch weiter vervollſtändigen aber wenn
Sie glauben, mit dem Worte „Sozialismus“
Jemand Schrecken einflößen zu können oder
Geſpenſter zu citiren, ſo ſtehen Sie auf einem
Standpunkte, den ich längſt überwunden habe
und deſſen Ueberwindung für die ganze Reichs
geſetzgebung durchaus nothwendig iſt.

Nun, wenn ich hier einen Panegyrikus für
das Monopol halte, ſo will ich damit nur moti-
viren, warum wir gerade dieſen Weg, trotz ſeiner
Unpopularität zuerſt vorgeſchlagen haben daß
wir Jhnen aber das volle Recht zuerkennen,
zwiſchen den Wegen eine Auswahl zu treffen;
die Frage liegt auf Jhrem Gebiete und in Jhrer
Attribution und ich kann nur mit einer alten
Berliner Redensart ſagen Darum keine Feind-
ſchaft, wenn Sie das Monopol ablehnen! Nur
mögen Sie es auch uns nicht übel nehmen, daß
wir es vorgeſchlagen haben, und ich begreife gar
nicht, wo der Zorn herkommt, als wären wir
mit Landesverrath und Verkennung aller kon-
ſtitutionellen Rechte und Verfaſſungsbruch zu
Werke gegangen, wenn wir Jhnen einfach eine
Vorlage darüber bringen, ob Sie das Geld, das
gebraucht wird, auf dieſem Wege aufbringen
oder auf einem anderen Wege Jhre Berech-
tigung zur Ablehnung in Zweifel zu ziehen,
wird Niemand einfallen, ſo verſtehe ich nicht
warum der zornige Eifer über dieſe reine Utili-
tätsfrage überhaupt entſtanden iſt. Jch kann
ihn nur auf demſelben Gebiete ſuchen, auf dem
ich die Urſachen der Abneigung ſuche, dieſe
Fragen überhaupt zu diskutiren. Jch habe den
Eindruck von dem Verhalten des preußiſchen
Landtages und der da führenden und herr-
ſchenden Parteien und von dem Verhalten des
Reichstages dem jetzigen Monopolgeſetze gegen
über, daß die Gegner der Regierung die Dis
kuſſion ſcheuen. Sie ſuchen ſie zu verhüten, und
ſoweit das nicht gelingt, die Sache ſo raſch und
flüchtig wie möglich abzumachen, ohne gründlichePrüfung der Fragen in und wider. Das iſt
ein ſehr brillantes Zeugniß für die Richtigkeit
der Vorlage. Sie ſcheuen die gründlichſte Dis
kuſſion derſelben, wir aber nicht, und wenn Sie
uns nöthigen, ſie einſtweilen vom Brette abzu-
e durch eine ganz beſtimmte Weigerung,
o werden Sie die Verantwortlichkeit dafür tragen
vor dem Volk. Wir lehnen die Laſt dieſer Ver
antwortung von jetzt an ab, wir bedauern daß
Sie ſich ſo beſtimmt dagegen erklären, aber in
der Thatſache, daß Sie die Diskuſſion ſcheuen,
finde ich zugleich die Begründung der Ueber-
zeugung, daß der Gedanke ſich ſchließlich doch
durchſchlagen wird, wie Goethe von dem braven
Reiter und dem guten Regen ſagt: Er findet
ſeinen Weg überall. Ein Miniſter kann ja heute
bei der hochgradigen Wahltechnik niedergelogen

Mittwoch, den 21. Juni.

werden, aber ein Gedanke, der richtig iſt, kann
auf die Dauer nicht niedergelogen werden, und
wäre er unrichtig, ſo mag er meinethalben in
die Brüche gehen. Jch halte ihn für richtig und
glaube, er wird ſich mit Erfolg ſchlagen und er
wird noch von anderen Leuten in Zukunft mit
Ueberzeugung vertreten werden. Jch habe keinBedürfniß ihn jetzt wieder aufzunehmen. Lehnen

Sie alſo immerhin das Monopol ab; die Re
ierung wird dadurch nicht aus ihrer Bahn ge-hoben werden, aber glauben Sie nur nicht, daß

Sie mit der Ablehnung die Reformfrage aus
der Welt ſchaffen, weder die Reformfrage noch
die Frage, ob der Tabak höher beſteuert werden
könnte.
aber immer wieder kommen und mit der ein-
fachen Ablehnung ſchaffen Sie auch den Steuer
Exekutor nicht aus der Welt, und der muß doch
aus unſerer Steuererhebung beſeitigt werden,
wenn wir in ſteuerlicher Beziehung die reine
Wäſche einer civiliſirten Nation uns erwerben
wollen. Alſo ich habe genug gethan und ſage
mit dem kurzen franzöſiſchen Ausdruck, was das
Monopol anbelangt: Jen ai fait mon deuil

Ich bin die Verantwortung los.
Die Unausführbarkeit der Abhülfe wird

Seine Majeſtät dem Kaiſer als König von
Preußen ſehr ſchmerzlich ſein, daß er ſeinen
Unterthanen nicht helfen kann. Jch werde aber,
ſoviel nur meine Kräfte erlauben, nicht müde
werden, nach anderen Plänen und Mitteln zu
ſuchen, um dieſen Leiden meiner Mitbürger Ab-
hülfe zu ſchaffen. Jch fürchte allerdings, daß
ich damit ebenſowenig Erfolg haben werde wie
mit den bisherigen Bemühungen im Monopol
und wie beiſpielsweiſe, es wird ja ſehr viel
von der Beſteuerung der Getränke geſprochen
es war im Jahre 1880 oder 1881, da hatten
wir ein Schankſteuergeſetz vorgelegt, das nament-
lich den Branntwein erheblich beſteuern ſollte.
Ja, das iſt einfach abgelehnt worden kaum mit
einer tieferen Begründung, als daß man es uns
eben nicht bewilligen wollte. Jch befinde mich
da in meinen Bemühungen, ich möchte ſagen,
einem Ring von Fraktionen gegenüber, wo ich
vorausſehe, daß jeder Schritt, den ich nach
irgend einer Richtung behufs der Reform thue,
erfolglos ſein wird, weil die Fraktionen, auf
deren Zuſtimmung es ankommt, entweder der
Regierung überhaupt keinen Erfolg gönnen oder
doch nur unter gewiſſen Bedingungen mit irgend
einem „do ut des“, was die Regierung in dem
Maße nicht leiſten kann. Wir würden die Unter
ſtützung mancher Fraktion vielleicht haben, wenn
wir uns in ihren Dienſt begeben, wenn wir dem
Kaiſer zureden wollten, irgend ein Kanoſſa zu
machen, ich meine nicht ein klerikales Heiter
keit und Zuruf links), ich meine ein liberales
Kanoſſa. Kaiſer Heinrich IV. hatte auch die
Wahl zwiſchen vielen Gegnern, und ich erinnere
Sie daran, daß vor ihm, unter Heinrich III.
noch das Deutſche Reich in höchſter Machtfülle
daſtand, und zwar ſeit lange, ſeit den karolingiſchen
und ſächſiſchen Kaiſern her, und die kurze Zeit
der Minorität Heinrichs IV. hat hingereicht,
um den dem deutſchen Gemüthe einwohnenden
entrifugalen Elementen eine ſolche Stärke zuhaſſen daß Heinrich IV., den man dafür zu

hart beurtheilt, in der Nothwendigkeit war, um
mit einem ſeiner Gegner Frieden zu machen,
gegen den anderen freie Hand zu bekommen.
Er unterwarf ſich dem Papſte, als dem bedeu-
tendſten, nicht etwa aus Kirchlichkeit, aus Chriſt-
lichkeit, in ihm ſteckte das germaniſche Arianer-
blut, und die Art, wie er ſich benahm, nachdem
er aus dem Bann gethan war, giebt darüber
vollſtändige Klarheit; aber er war politiſch in
der Nothwendigkeit, eine der Parteien, der
reichsfeindlichen Parteien, die im Reiche ihm
gegenüberſtand, zu verſöhnen. Hätte er ſich ge-
beugt vor den Großen des Reiches, vor den da
maligen Billungen oder Welfen oder vor den
Sezeſſ (große Heiterkeit links) vor den parti-
kulariſtiſchen Niederſachſen, ich meine die platt
deutſchen alten Sachſen, hätte er ſich vor denen

ebeugt, dann würde der Klang, den der NameKanoſſa in den deutſchen Reminiszenzen hat,

Sie kann aufgeſchoben werden, wird ſi

freie Wex zu bekommen, und es hängt ja von

des Deutſchen Reiches kommen, und der Parti-
kularismus der Dynaſtien und der Regierungen
iſt ſehr rückgängig geworden. Sie werden das
ja auch in Jhren Fraktionen fühlen, daß er bei
den Abgeordneten viel lebendiger geworden iſt
in letzter Zeit. Dieſem Fraktions-Partikularis-
mus befindet ſt nun die Reichsregierung mit
ihren Einheitsbeſtrebungen gegenüber, und ich
habe das Gefühl, uns durch die Fraktionen über-
haupt dilatoriſch behandelt zu ſehen; es giebt da
viele Leute, die denken „Zeit gewonnen, Alles
gewonnen, interim ſit aliquid und dann wird
Alles anders und dann mit dem Hochdruck der
Macht der Neuwahlen, dann werden wir eine
große Partei ſchaffen.“ Es iſt ja Alles mög-
lich, ich kann in die Zukunft nicht ſehen. Meine
Mitwirkung kann dazu nicht in Ausſicht ge-
nommen werden und ich bin überhaupt nicht
mehr in der Lage, viel zu wirken auf dieſer
Welt, und ich habe das Gefühl, daß Keiner dieſer
Regierung irgend einen Erfolg noch gönnt; man
meint, warum ſollen wir die noch befeſtigen in
ihrer Exiſtenz, wie lange kann die überhaupt
noch dauern, dann fängt unſer Reich an. Nun,
ich will es abwarten, aber es würde Jhnen das
auch gar nichts helfen, wenn irgend eine Partei,
eine Fraktion zur Regierung käme. Einmal, es
iſt in Deutſchland und in Preußen keine ſtark
genug, um die Regierung zu führen und auch
nicht, wenn ſie alle Unterſtützung hätte, die ſie
dabei nur wünſchen könnte, dann iſt weder
Deutſchland noch Preußen von dem Parteiſtand-
punkte überhaupt zu regieren, das liegt in unſeren
Fraktionsverhältniſſen und die Fraktionskrankheit
iſt ja eine, an der das konſtitutionelle Princip
überhaupt in allen Ländern ſchwer leidet und in
manchen zu Grunde gehen kann. (Hört! hört!
rechts.) Die Fraktion iſt etwas, was ſich ja
als eine große Bequemlichkeit des politiſchen
Verkehrs für jeden neu eintretenden Abgeord-
neten erweiſt. Wer ſich nicht berufen fühlt, der
großen Geſammtheit des Reiches perſönlich gegen
über zu treten, der findet eine anſprechende Ver
mittlung in dem Eintritt in eine Fraktion. Er
hat vielleicht nicht das politiſche Kapital bei ſich,
um ſich hinreichende Geltung zu verſchaffen, ohne
eine ſolche Vermittlung, aber er hat immer
genug Kapital, um für die Aktien-Geſellſchaft,
die politiſche Gründung, die eine Partei in ſich
bildet, (Ah! links) einen Einſchuß und eine
Mitwirkung zu leiſten. Er wartet auf ſeine
politiſche Dividende und hat außerdem eine
große Bequemlichkeit, er braucht ſich keine eigene
Meinung zu bilden, er kriegt ſie fertig geliefert
von der Majorität (Bravo! rechts) und wenn
er zu Hauſe discutirt, ſo braucht er ſich nicht
zu rechtfertigen, er kann ſagen, die Majorität
unſerer Freunde war dafür und die Fraktions-
taktik hat es nothwendig gemacht, ſo zu handeln.
Stat pro ratione numerus! Die Fraktion hat
ſich entſchieden, die ſachliche Seite iſt vollſtändig
gleichgültig. Auf der andern Seite liegt in dem
Fraktionsweſen eine große Schädigung unſererpolitiſchen Leiſtungsfähigkeit. ch glaube, daß

unſere politiſch begabten Männer, unſere Staats
männer durch die Fraktion, durch das Fraktions-



leben dem Staatsleben entzogen und entfremdet
werden. Jch habe den Eindruck, daß in unſerm
heutigen politiſchen Leben überhaupt der Satz
zu „Fraktion geht vor Reich“, „das Aktien-

nternehmen geht vor der Allgemeinheit.“ Man
hat mir einmal eine ähnliche Aeußerung Schuld
gegeben „Gewalt geht vor Recht.“ Das war
eine Lüge, das habe ich nie geſagt.

Dies iſt mein Eindruck, den ich habe. Der
Führer einer Fraction wird für ſeine Verwend-
barkeit im Großen und für die Möglichkeit ſeiner
politiſchen Zukunft im Ganzen beſchädigt. Jch
will ja nicht davon ſprechen, daß ohnehin, wie
man ſagt, unſere bedeutendſten und edelſten
Kräfte im Hauſirhandel beſchäftigt ſind. (Große
Heiterkeit. Rufe Rechts und im Centrum: Sehr
gut!) Aber die wir für die Politik dabei übrig
haben werden durch das Fractionsweſen in die
Lage geſetzt, daß ſie, wenn es darauf ankommt,
die Regierung zu übernehmen, den Fraktions-
ballaſt aus ihrem Schiffe nicht los werden können,
um eine practiſche, ſtaatsmänniſche Ladung ein-
zunehmen. Sie bleiben von der Fraction ab-
hängig, ſie bleiben in der Wahlangſt, die unſere
Verhältniſſe beherrſcht, abhängig von Wahlum-
trieben. Sobald es heißt: „der und der wird
nicht wiedergewählt; wenn das und das nicht
geſchieht,“ ſo iſt ein Führer in der Lage, daß er
jeder Wahlſorge Rechnung tragen ſoll, ein Mi-
niſter aber nicht. Der kann auf Fraktionsfreunde
und auf Wahlſorgen und Parteitaktik nicht Rück
ſicht nehmen; er muß das Alles abſchütteln.
Das Deutſche Reich und der Preußiſche Staat
kann von einer Partei nicht regiert werden dazu
iſt keine Partei ſtark genug und keine verſöhnlich
enug, ſie können nur unabhängig von jederPartehſtellung, unabhängig von jeder Fractions-

taktik und von Wahlkreisrückſichten regiert werden.
Die Fraktionen bilden für mich einen Ring, den
ich nicht durchbrechen kann und auch nicht zu
durchbrechen brauche. Jch habe genug in meinem
Leben gethan und bin gegen Enttäuſchungen
ziemlich abgehärtet. Wenn ich meine Schuldig-
keit gethan zu haben glaube, ſo überlaſſe ich
Gott das Uebrige, die Geſchäfte haben das Jnter-
eſſe für mich verloren. Jch jhabe alſo kein Be
dürfniß, dieſen Fraktionsring meinerſeits zu
durchbrechen. Jch komme immer mehr zu der
Rolle des Zuſchauers, der ſieht, wie ſich die
Sachen auf der Bühne entwickeln, aber ich habe
lange genug in dieſen Verhältniſſen gelebt, um
ſie zu kennen und meine Anſichten darüber haben
ſo viel Werth, wie die eines jeden Andern in
Deutſchland, nur außerhalb Deutſchlands viel
leicht einen höheren. Kein Prophet gilt im
eignen Lande. Jch erwarte aber nicht, das ſich
Jemand danach richten werde, aber ich lege mein
Zeugniß ab. Eine Fraction iſt gewiſſermaßen
eine Satyre auf das Arndt'ſche Lied: „Das
deutſche Vaterland muß größer ſein, das ganze
Deutſchland ſoll es ſein!“ Der in die Fraktion
tritt, dem iſt das Ganze zu groß. Es ſchrumpft,
durch ſeine Brille geſehen, zuſammen auf das
Fraktionsintereſſe, und in der Fraktion ich
will ja Niemand zu nahe treten, wie ein Natur-
forſcher, verliert der Volksvertreter den Blick
für das Allgemeine. Die Fraktionsbrille ver
dunkelt ſeinen Blick für die Geſammtintereſſen.
Man fragt nur noch, was hat die Fraction da-
von nicht, was e das Reich davon wenn
man einen Entſchluß faßt. Jch habe gelegentlich
geleſen oder gehört, daß man ſagt: „Wir haben
dem Kanzler 135 Millionen bewilligt.“ Das
iſt eine wunderliche Redensart. Was ſollte ich
mit dem Gelde? Heiterkeit Mir kann es
einerlei ſein, ob Sie Geld bewilligen. Der Aus
druck „Bewilligung“ iſt überhaupt ffalſch; Sieheben keſchloſſen, daß das Geld zu beſtimmten

Zwecken des Landes verwendet werden ſoll. Iſt
Jhr Beſchluß richtig, ſo muß es dabei bleiben,
iſt er ſchlecht geweſen, ſo hätten Sie ihn nicht

faſſen ſollen aber ich habe mit dem Gelde nichts
g thun, Sie bewilligen nicht mir, ſondern dem

olke Geld, der Nation, dem Reiche, das heißt:
Sie beſchließen, daß ſo und ſo viel für be
ſtimmte Zwecke aufgewendet werden ſoll, und
wir können das ohne Sie nicht beſchließen aber
wir ſchulden Jhnen keinen Dank dafür, der Ge-
danke, Sie hätten mir etwas bewilligt, klingt faſt
komiſch, mir iſt es vollſtändig gleichgültig, was
Sie bewilligen.

Nun, meine Herren, wenn ich ſo wenig
Hoffnung habe und dennoch in meiner Stellung
ausharre und mir ſo viel Mühe und Arbeit
mache und Jhnen eine ſo bedauerlich lange Rede
halte, wie die heutige, ſo können Sie mich ja
fragen, was veranlaßt denn dieſen matten Greis,
ſeine Siſyphusarbeit fortzuſetzen, wenn er ſelbſt
die Ueberzeugung hat, er kommt zu nichts.
Meine Herren, wir haben, in Preußen wenigſtens,
eine eigenthümliche militäriſche Tradition, das iſt
die des Dienſt- und Pflichtgefühls. Sie wiſſen,
daß ich nicht freiwillig in meiner Stellung bleibe,
und wenn Sie mir in Gnaden und mit Zuſtimm-
ung meines Herrn, des Kaiſers, den Abſchied
verſchaffen können ſo bin ich außerordentlich
dankbar. Jntereſſe am Geſchäft iſt es nicht mehr,
was mich hält aber da ich aus perſönlichen
Gründen, aus den Rückſichten, die ich Sr. Maje
ſtät ſchulde, verhindert bin, der Abſicht weiter
Folge zu geben die ich 1877 hatte indem ich
fühlte, daß meine Geſundheit meiner Thätigkeit
ein Ziel ſetze, wenn ich daran verhindert bin, ſo
bin ich auch nach meinem Gefühl, wie es von
Jugend auf in Preußen gelernt habe, ſo lange
ich das Amt trage, verpflichtet, dieſes Amt
zu warten, und ich muß meinen Dienſt thun,
es mag mir wider den Strich ſein. Jch lebte
viel lieber auf dem Lande, als unter Jhnen, ſo
liebenswürdig ſie auch ſind. (Heiterkeit.) Wenn
ich es dennoch thue, ſo iſt es nur das Gefühl
deſſen, was man mit dem rohen Ausdruck „ver-
dammte Pflicht und Schuldigkeit“ benennt, ſo
lange ich den Titel des Kanzlers trage. (Bravo!
rechts.)

Jch habe das Gefühl gehabt, ich wäre be-
rechtigt geweſen zu gehen, im Jahre 1877. Es
iſt mir damals die Erlaubniß dazu verſagt
worden, und es kam darüber das Jahr 1878.
Nachdem ich dort meinen Herren und König nach
dem Nobiling'ſchen Attentate in ſeinem Blute
habe liegen ſehen, da habe ich den Eindruck ge
habt, daß ich dem Herrn, der Seinerſeits Seiner
Stellung und Pflicht vor Gott und den Menſchen
Leib und Leben dargebracht und geopfert hat,
gegen Seinen Willen nicht aus dem Dienſte
gehen kann. (Bravo! rechts.) Das habe ich
mir ſtillſchweigend gelobt, und das iſt der alleinige
Grund warum Sie mich überhaupt hier noch
ſehen, das einzige Fleiſch und Blut
meines alten Herrn, dem ich geſchworen
habe, dem ich anhänge und denichliebe.
(Lebhaftes Bravo rechts.) Sonſt im Uebrigen
würde ich die Geſchäfte gern einem Anderen
übergehen. Außer dieſem Grunde des Pflicht-
gefühls iſt es ein anderes, ſehr natürliches, daß
ich mit einer gewiſſen Sorge der Zukunft, den
Einrichtungen entgegenſehe, deren Herſtellung ich
30 Jahre meines Lebens und meine beſten Kräfte
gewidmet habe. Daß es mich mit Beſorgniß er
füllt, wenn ſie rückgängig werden, ſich abnützen,
ſich nicht bewähren ſollten, daß iſt ein natür
liches Jntereſſe, über daß ich mich aber auch be
ſcheiden muß. Jch kann mich mitunter in ſchlaf-
loſen Nächten des Gedankens nicht erwehren,
daß vielleicht unſere Söhne nochmals wieder um
den mir wohlbekannten runden Tiſch des Frank-
furter Bundestages ſitzen könnten. Die Art, wie
die Geſchäfte gehen, ſchließt die Möglichkeit nicht
aus, wenn die Achtung und das Anſehen, deſſen
wir uns heut zu Tage im Auslande erfreuen,
erſt mal einen Stoß erlitten haben ſollte. Wir
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aben eine e Autorität gewonnen, ſie iſt aber
eicht zu erſchüttern. Jch habe, als unſere Ver-
faſſung geſchaffen wurde, unter dem Eindruck
gehandelt, die Gefahr für den nationalen
Gedanken, für unſere Einheit liege in
den Dynaſtien, der Anker der Rettung
und der Kitt für unſere Einheit liegt
im Reichstage, deshalb muß man dem
Reichstage möglichſt viele Rechte geben
undihnmöglichſtſtarkhinſtellen. Weil ich
damals unter dem Eindruck der alten bundes-
täglichen Verhältniſſe, die ich noch nicht über-
wunden hatte, ganz von der Beſorgniß beherrſcht
war, der nationalen Einheit und damit der Un-
abhängigkeit von Fremden einen möglichſt präg-
nanten, ſcharfen, bindenden Ausdruck zu geben,
deshalb habe ich damals zugeſtimmt, den Reichs-
tag in die Möglichkeit zu ſetzen daß er ſeiner-
ſeits das Reich nicht nur fördern, ſondern aller-
dings auch weſentlich ſchädigen kann, wenn er
die Aufgaben, die von der Vorſehung in die
Oekonomie des Deutſchen Reiches eingefügt ſind,
nicht vollſtändig erfüllt.

Nun, meine Meer ich gebe dieſen
Befürchtungen für die Zukunft keine
Audienz, aber mein Vertrauen darüber,
daß unſere Einheit auch in Zukunft
geſichert ſei, beruht heutzutage auf
den Dynaſtien. (Hört! Hört!) Die deutſchen
Dynaſtien ſind heutzutage national geſinnt, ſie
haben das Bedürfniß Rücken an Rücken zu-
ſammen zu ſtehen gegenüber allen auswärtigen
Gefahren, aber auch ihre monarchiſchen Rechte,
ſoweit wie ſie verfaſſungsmäßig beſtehen, nicht
untergraben zu laſſen. Wir haben feſte Ver-
bindung mit den außerhalb des deutſchen Reiches
belegenen großen Monarchien, welche gleiche
Intereſſen mit uns vertreten, erhaltende, fried-
liebende. Jch glaube auch, daß dieſe Ver-
bindungen dauernde ſein werden, und
daß die Verhältniſſe, wie ſie einſt erſtrebt wurden,
ohne vielleicht einen feſten Glauben an ihre Ver
wirklichung zu haben, im Jahre 1848 und ſpäter,
ſich befeſtigen und immer ſchärfer ausprächen und
immer deutlicher geſtalten werden, und daß in
der Mitte von Europa eine große, feſte, erhal-
tende Gewalt ſein wird, und ich habe zu den
deutſchen Dynaſtien das Zutrauen, daß ſie den
nationalen Gedanken ſtets hochhalten werden, daß
ſie ihrerſeits die politiſche und militairiſche Ein-
heit des Reiches unverbrüchlich bewahren und
jeder Verſuchung Fremder widerſtehen werden und
uns dann vielleicht auch über die Gefahren und
Kriſen hinweghelfen werden, denen das Reich
ausgeſetzt ſein könnte, wenn ſeine parlamentariſche
Geſtaltung und wenn die Thätigkeit hier im
Reichstage vielleicht vorübergehend an dem Ma-
rasmus der Fraktionskrankheit leiden ſollte
(Lachen links), in einer bedenklichen Weiſe leiden
ſollte. Dann, meine Herren, habe ich das Ver-
trauen zu unſeren Dynaſtien, ich habe Vertrauen
zu der Zukunft unſerer Einigkeit. Dieſe Einig-
keit iſt die Vorbedingung unſerer nationalen Un-
abhängigkeit. Deshalb hüten Sie ſich
vor der Zerfahrenheit, der unſer
deutſches Parteileben bei der unglück-
lichen Zankſucht der Deutſchen und der
Furcht vor der öffentlichen Meinung,
bei der byzantiniſchen Dienerei der
Popularität, wie ſie bei uns einge-
geriſſen, ausgeſetzt iſt.

Meine Herren, ich werde nicht oft mehr zu
Jhnen ſprechen können, ich bin matt, ich habe
keine Luſt und keine Kraft dazu und auch kein
Jntereſſe, aber ich möchte nicht von der Bühne
abtreten, ohne Jhnen dies ans Herz zu legen:
ſeien Sie einig und laſſen Sie den
nationalen Gedanken vor Europa
leuchten; eriſtaugenblicklichin der Ver-
finſterung begriffen! (Lebhaftes wieder-
holtes Bravo rechts wiederholtes Ziſchen links.)

Redaction, Druck und Verlag von A. Leidholdt in Merſeburg.
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